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Vorwort

Der vorliegende Finanzplan umfasst die Jahre 2020 bis 2024. Er bildet einerseits das letzte

Jahr des Sanierungszeitraums 2010 bis 2020 ab, das durch den Konsolidierungsprozess im

Rahmen der Rückführung der Defizitobergrenzen geprägt ist. Andererseits wird mit dem In-

krafttreten der grundgesetzlichen und der landesrechtlichen Schuldenbremse im Jahr 2020

ein neues Kapitel der Haushaltsüberwachung und -steuerung aufgeschlagen. Darüber hinaus

bilden der reformierte bundesstaatliche Finanzausgleich sowie insbesondere die Ablösung

der Konsolidierungshilfen durch die Sanierungshilfen einen neuen finanzpolitischen Rah-

men, in dem sich die saarländische Finanzpolitik ab dem Jahr 2020 bewegt.

Maßgeblich geprägt wird die Finanzplanung 2020 – 2024 jedoch durch die anhaltende

COVID-19-Pandemie. Der Landtag des Saarlandes hat in seiner Sitzung vom 24. Juni 2020

festgestellt, dass die Corona-Virus-Pandemie eine Naturkatastrophe und Notsituation im

Sinne von § 2 Abs. 1 HStabG darstellt, welche sich der Kontrolle des Landes entzieht und die

Finanzlage des Landes erheblich beeinträchtigt. Diese Notsituation erstreckt sich dabei nach

heutigem Kenntnisstand voraussichtlich auch über die Jahre des kommenden Doppelhaus-

haltes bis zum Jahr 2022. Aber auch darüber hinaus hinterlässt die anhaltende Krise tiefe

Spuren im Landeshaushalt. Parallel zum genannten Beschluss hat der Haushaltsgesetzgeber

einen umfassenden Nachtragshaushalt für das Jahr 2020 auf den Weg gebracht. Dieser be-

rücksichtigt einerseits die massiven Steuermindereinnahmen, die gemäß dem Ergebnis der

Steuerschätzung vom Mai 2020 zu erwarten sind. Andererseits finanziert dieser Nachtrag alle

notwendigen Maßnahmen, die zur Sicherung der Gesundheit der saarländischen Bevölkerung

und zur Bewältigung der Folgen der COVID-19-Pandemie ergriffen werden müssen. Dazu ge-

hören insbesondere Maßnahmen, mit denen die gravierenden finanziellen Belastungen der

saarländischen Wirtschaft begrenzt werden. Zusätzlich enthält der Nachtrag diejenigen Maß-

nahmen, mit denen das Saarland aus der aktuellen Krise gestärkt herausgehen kann.

Insofern nimmt der Nachtragshaushalt für 2020 Weichenstellungen vor, die weit über den

aktuellen Finanzplanungszeitraum hinausreichen. Das manifestiert sich insbesondere in der

Tatsache, dass die zur Bewältigung der Krise erforderliche Nettokreditaufnahme über einen

Zeitraum von drei Jahren in Summe aus heutiger Sicht etwa 2 Mrd. Euro beträgt. Der Löwen-

anteil von fast 1,2 Mrd. Euro fällt dabei in das Jahr 2020. Diese ausnahmsweise und nur vo-

rübergehend zulässige Nettokreditaufnahme entspricht der Größenordnung des strukturellen
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Defizits des Jahres 2010, dem Ausgangsjahr des Konsolidierungsprozesses. Ohne den erfolg-

reichen Konsolidierungsprozess der letzten zehn Jahre wäre die aktuelle Krise nicht zu meis-

tern. Erst durch diese Konsolidierung ist der Landeshaushalt in die Lage versetzt worden, die

heute absehbaren pandemiebedingten Sonderbelastungen zu verkraften. Allerdings ist es aus

Gründen der Stabilität und der Nachhaltigkeit unverzichtbar, den Haushalt des Landes schritt-

weise wieder zu normalisieren und den erneuten Eintritt einer strukturellen Haushaltsschief-

lage zu vermeiden. Der vorliegende Finanzplan zeigt deshalb einen Weg auf, wie die pande-

miebedingte Haushaltskrise allmählich überwunden werden kann. Dies ist umso drängender,

weil mit der Feststellung der Naturkatastrophe und Notsituation ein Tilgungsplan für die pan-

demiebedingten Kredite festzulegen war und in der Zukunft umzusetzen ist. Zwar setzt die

Tilgung dieser Kredite nicht im Finanzplanungszeitraum, sondern erst ab dem Jahr 2025 ein,

gleichwohl sind diese pandemiebedingten Tilgungen eine Hypothek auf die Zukunft, auf die

sich das Land möglichst frühzeitig vorbereiten muss.
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1. Allgemeine Grundlagen der Finanzplanung

1.1 Rechtsgrundlage

Bund und Länder sind nach § 50 des Haushaltsgrundsätzegesetzes

(HGrG) in Verbindung mit § 9 Abs. 1 und § 14 des Gesetzes zur För-

derung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft (StabG) ver-

pflichtet, ihrer Haushaltswirtschaft eine fünfjährige Finanzplanung zu

Grunde zu legen. In ihr ist darzustellen, welche Ausgaben die Regie-

rung im mittelfristigen Zeitraum für erforderlich hält, wie diese ge-

deckt werden sollen und wie sich der Haushalt in die erwartete ge-

samtwirtschaftliche Entwicklung einfügt.

In ihr sind Umfang und Zusammensetzung der voraussichtlichen

Ausgaben und die Deckungsmöglichkeiten darzustellen; dabei sind

die Wechselbeziehungen zu der voraussichtlichen Entwicklung des

gesamtwirtschaftlichen Leistungsvermögens zu berücksichtigen.

Der Finanzplan ist gemäß § 31 der Haushaltsordnung des Saarlandes

(LHO) in Verbindung mit § 9 Abs. 2 und § 14 Stabilitäts- und Wachs-

tumsgesetz (StWG) vom Ministerium für Finanzen und Europa aufzu-

stellen und zu begründen. Er wird von der Landesregierung beschlos-

sen und dem Landtag zur Kenntnisnahme vorgelegt. Mit der Vorlage

des Finanzplans 2020 - 2024 trägt die Landesregierung den gesetzli-

chen Bestimmungen Rechnung.

1.2 Planungszeitraum

Anknüpfend an die Mittelfristige Finanzplanung 2019 – 2023 geht

der vorliegende Finanzplan 2020 – 2024 in Anwendung des § 50

HGrG von dem mit Gesetz Nr. 1956 vom 12. Dezember 2018 (Amts-

blatt Teil I, S. 833) festgestellten Haushaltsplan des Saarlandes für

die Rechnungsjahre 2019 und 2020 aus. Für 2020 ist zudem der mit

Gesetz Nr. 1995 vom 24.06.2020 festgestellte Nachtragshaushalt

2020 berücksichtigt.

Rechtliche Grund-

lage
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Mit der Vorlage des Entwurfs zum Doppelhaushalt 2021/2022 um-

fasst der eigentliche Finanzplanungszeitraum die Jahre 2023 und

2024. Die Finanzplanung enthält darüber hinaus eine Langfristpro-

jektion, in der die weitere finanzielle Entwicklung des Landeshaus-

halts skizziert wird. Sie umfasst die Jahre 2025 bis 2031.

1.3 Bedeutung der Finanzplanung

Die Finanzplanung hat den Charakter eines Rahmenplans. Dem Fi-

nanzplan des Saarlandes liegen zwar eine titelbezogene Voraus-

schätzung der von außen vorgegebenen Verpflichtungen und eine

Vorfestlegung der gestaltbaren Ausgaben- und Einnahmenentwick-

lung zugrunde. Dies geschieht aber in Kenntnis dessen, dass sich die

Eckdaten der zukünftigen finanzwirtschaftlichen Entwicklung des

Landeshaushaltes bis ins Jahr 2024 – und erst Recht darüber hinaus

– nur abschätzen lassen. Aus diesen Umständen ergibt sich der ge-

genüber der Haushaltsplanung globalere Zuschnitt der Finanzpla-

nung.

Die Finanzplanung kann immer nur eine stichtagsbezogene Moment-

aufnahme darstellen, die die zum jetzigen Zeitpunkt wahrschein-

lichste Entwicklung der Finanzsituation des Landes in den kommen-

den Jahren beschreibt. Vom Land nicht zu beeinflussende exogene

Faktoren (u. a. anhaltende Unsicherheiten auf Grund der anhaltenden

Pandemie, von Handelskonflikten oder die Auswirkungen geopoliti-

scher Konflikte) können selbst bei sorgfältigster Planung zu einer

substantiellen Veränderung der Finanzlage des Landes führen.

Der Finanzplan soll die mittelfristige Entwicklung der Haushalts- und

Finanzlage des Landes veranschaulichen. Bedingt durch das mit dem

Stabilitätsratsgesetz eingerichtete Frühwarnsystem und insbeson-

dere mit Blick auf die ab dem Jahr 2020 durch den Stabilitätsrat

durchzuführende innerstaatliche Überwachung der Schuldenbremse

hat die mittelfristige Finanzplanung auch insofern erhebliche Bedeu-

tung. Diese Bedeutung ist mit Blick auf die Rolle des Stabilitätsrates

bei der Überwachung der für Deutschland geltenden europäischen

Planungszeitraum

und Langfristpro-

jektion

Momentaufnahme

Wachsende Be-

deutung
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Vorgaben zur Haushaltsdisziplin gewachsen. So wacht der Stabili-

tätsrat darüber, dass die Haushalte von Bund, Ländern und Kommu-

nen insgesamt die im Haushaltsgrundsätzegesetz festgelegte Ober-

grenze des strukturellen gesamtstaatlichen Finanzierungsdefizits von

0,5 % des Bruttoinlandsprodukts nicht überschreiten.

Der Bund und die Länder berichten derzeit grundsätzlich bis Mitte Ok-

tober eines jeden Jahres im Rahmen ihrer sogenannten Stabilitätsbe-

richte über die aktuelle Haushaltslage und die Finanzplanung anhand

von vier vorgegebenen Haushaltsindikatoren und einer Mittelfristpro-

jektion. Der Stabilitätsrat prüft anhand der Indikatoren und der Pro-

jektion, ob sich daraus Hinweise auf eine drohende Haushaltsnotlage

einer Gebietskörperschaft ergeben. Bei Überschreitung der vorgege-

benen Schwellenwerte bei mehreren Indikatoren, entweder im Ge-

genwartszeitraum oder im Finanzplanungszeitraum beziehungs-

weise bei der Projektion, erfolgt eine vertiefte Prüfung seitens des

Stabilitätsrates, inwieweit eine drohende Haushaltsnotlage vorliegt.

Hieran schließt sich gegebenenfalls die Vorgabe an, ein Sanierungs-

programm zu erarbeiten und mit dem Stabilitätsrat zu vereinbaren.

Dort sind die in der eigenen Zuständigkeit des jeweiligen Landes lie-

genden geeigneten Maßnahmen zur Vermeidung der Notlage zu be-

schreiben und festzulegen.

In seiner 20. Sitzung vom 13. Dezember 2019 hat der Stabilitätsrat

das bestehende Analysesystem der regelmäßigen Haushaltsüberwa-

chung überprüft und eine neue Fassung des Kennziffernsystems be-

schlossen. Die vier Kennziffern Finanzierungssaldo, Kreditfinanzie-

rungsquote, Zins-Steuer-Quote und Schuldenstand bilden nach wie

vor die zentralen Elemente der laufenden Haushaltsüberwachung

durch den Stabilitätsrat. Der Stabilitätsrat wird die Instrumente der

regelmäßigen Haushaltsüberwachung im Jahr 2023 erneut evaluie-

ren und ggf. notwendige Anpassungen vornehmen.

Finanzplan und

Haushaltsüber-

wachung

Kennziffernsys-

tem zur Haus-

haltsüberwa-

chung



Finanzplan des Saarlandes 2020 - 2024

Seite 9

1.4 Berichtspflichten des Saarlandes auf Basis der Finanz-

planung

Die Finanzplanung ist Basis zahlreicher Berichtspflichten des Saar-

landes und bildet somit den Ausgangspunkt und die Zahlengrund-

lage für weitergehende Analysen und Auswertungen. Die mittelbar o-

der unmittelbar auf der vorliegenden Finanzplanung aufbauenden

Berichtspflichten werden mit ihren jeweiligen rechtlichen Grundla-

gen, Adressaten und turnusgemäßer Terminierung im Folgenden kurz

skizziert.

1.4.1 Konsolidierungsberichterstattung

Als Hilfe zur Einhaltung der Vorgaben des Artikels 109 Abs. 3 des

Grundgesetzes (GG) ab dem 1. Januar 2020 erhält das Saarland

für den Zeitraum 2011 bis 2019 Konsolidierungshilfen aus dem

Bundeshaushalt in Höhe von 260 Millionen Euro jährlich. Im Ge-

genzug ist das Saarland laut § 2 Abs. 1 des KonsoHG im Zeitraum

2011 bis 2020 zu einem vollständigen Abbau des strukturellen

Finanzierungsdefizits verpflichtet.

Nach Ablauf eines Kalenderjahres prüft der Stabilitätsrat, ob die

Obergrenze des Finanzierungssaldos für das abgelaufene Jahr

eingehalten wurde. In begründeten Ausnahmefällen kann der

Stabilitätsrat feststellen, dass eine Überschreitung der Obergren-

zen des Finanzierungssaldos nach Abs. 1 Satz 2 bis 5 unbeacht-

lich ist. Die Entscheidung des Stabilitätsrates ergeht bis zum 1.

Juni des Folgejahres. Die letzte (Teil)-Zahlung von Konsolidie-

rungshilfen in Höhe von 1/3 der Gesamtsumme für 2019 ist ge-

mäß § 1 Abs. 2 KonsoHilfG in Verbindung mit § 7 Abs. 3 Konso-

HilfG-VV zum 1. Juli 2020 erfolgt.

Nach Art. 143 d Abs. 2 Satz 4 GG setzt die Gewährung der Konso-

lidierungshilfen einen „vollständigen Abbau der Finanzierungsde-

fizite bis zum Jahresende 2020“ voraus. Diese Vorgabe wird mit

dem Konsolidierungshilfengesetz und den Verwaltungsvereinba-

rungen mit dem jeweiligen Land umgesetzt. In § 4 der Konso-VV

Finanzplan als Ba-

sis von Berichts-

pflichten
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Saarland werden die jährlichen Obergrenzen des strukturellen Fi-

nanzierungsdefizits aufgelistet, der Wert für das Jahr 2020 be-

trägt 0 Euro. Daran anknüpfend wird in § 5 die Überwachung

durch den Stabilitätsrat und die Vorlage eines Konsolidierungs-

berichts durch das Land (§ 5 Abs. 6) geregelt. Diese Regelungen

beziehen sich auf die bis einschließlich 2020 festgelegten Ober-

grenzen des Finanzierungsdefizits.

Vor diesem Hintergrund muss das Saarland dem Stabilitätsrat ge-

mäß Konsolidierungshilfengesetz letztmalig im Jahr 2021 einen

Bericht über die Einhaltung der Defizitobergrenze für das Jahr

2020 vorgelegen. Der Stabilitätsrat prüft dann ebenfalls letztma-

lig die Einhaltung der Obergrenze. Diese Prüfung erfolgt unter Be-

rücksichtigung der ab dem Jahr 2020 zu beachtenden weiteren

Regelungskreise. Ab 1. Januar 2020 gilt für alle Länder die Schul-

denbremse (strukturelle NKA mind. 0), für die Konsolidierungs-

hilfe-Länder letztmalig die diesbezüglichen Regelungen (struktu-

reller Finanzierungssaldo mind. 0) und für die Sanierungshilfen-

länder zudem erstmalig die hierfür festgelegten Vorgaben (haus-

haltsmäßige Mindesttilgung).

Aufgrund der konkurrierenden Regelungskreise hat der Stabili-

tätsrat in seiner 19. Sitzung vom 18. Juni 2019 hinsichtlich der

Überprüfung der Einhaltung der Konsolidierungsverpflichtungen

für das Jahr 2020 das gemeinsame Verständnis formuliert, dass

Überschreitungen der Obergrenzen des strukturellen Finanzie-

rungssaldos gemäß § 2 KonsHilfG bei gleichzeitiger Einhaltung

der Vorgaben des Stabilitätsratsverfahrens zur Überwachung der

Schuldenbremse gemäß § 5a Stabilitätsratsgesetz (StabiRatG) als

begründeter Ausnahmefall im Sinne des § 2 Abs. 2 Satz 2 Kons-

HilfG anzusehen und somit unbeachtlich wären.

1.4.2 Umsetzungsberichte zum Sanierungsprogramm

Wenn der Stabilitätsrat in einer Gebietskörperschaft eine dro-

hende Haushaltsnotlage festgestellt hat, vereinbart er gemäß § 5

Konsolidierungs-

berichterstattung

bis 2021
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StabiRatG mit der betroffenen Gebietskörperschaft ein Sanie-

rungsprogramm. Das Land setzt das vereinbarte Sanierungspro-

gramm in eigener Verantwortung um und berichtet halbjährlich

dem Stabilitätsrat über die Einhaltung der vereinbarten Abbau-

schritte der jährlichen Nettokreditaufnahme.

In seiner 4. Sitzung am 1. Dezember 2011 hat der Stabilitätsrat

mit den Ländern Berlin, Bremen, Saarland und Schleswig-Hol-

stein Sanierungsprogramme gemäß § 5 StabiRatG vereinbart.

Diese Vereinbarung haben die Länder Bremen und Saarland in der

16. Sitzung am 11. Dezember 2017 verlängert und diese Verlän-

gerung der Sanierungsprogramme für die Jahre 2017 bis 2020

vereinbart.

Der letzte Umsetzungsbericht zum Sanierungsprogramm ist zum

30. April 2021 vorzulegen. Die Berichtspflicht besteht gegenüber

dem Stabilitätsrat. Der Stabilitätsrat wird demnach in seiner Juni-

sitzung 2021 für das Saarland über den Abschluss des laufenden

Sanierungsverfahrens befinden.

1.4.3 Stabilitätsberichte und Überwachung der Schul-

denbremse

Eine zentrale Aufgabe des Stabilitätsrates ist gemäß Artikel 109a

GG und § 3 StabiRatG die regelmäßige Überwachung der Haus-

halte des Bundes und der Länder. Grundlage der Haushaltsüber-

wachung sind die Stabilitätsberichte, die der Bund und die Länder

jährlich dem Stabilitätsrat vorlegen.

Nach Artikel 109a Abs. 2 Satz 1 GG obliegt dem Stabilitätsrat ab

dem Jahr 2020 zusätzlich die Überwachung der Einhaltung der

Vorgaben des Artikels 109 Abs. 3 GG durch den Bund und die

Länder (sog. Schuldenbremse). Gemäß Artikel 109 Abs. 3 Satz 1

GG sind die Haushalte von Bund und Ländern grundsätzlich ohne

Einnahmen aus Krediten auszugleichen.

Letzter Umset-

zungsbericht zum

laufenden Sanie-

rungsprogramm

Stabilitätsbericht

und Haushalts-

überwachung
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Die Überwachung der Einhaltung der Schuldenbremse durch den

Stabilitätsrat gemäß Artikel 109a Abs. 2 Satz 1 GG hat dabei zwei

Komponenten: Die erste Komponente umfasst die Ergebnisse der

bundes- bzw. jeweiligen landesrechtlichen Schuldenbremse. Die

zweite Komponente umfasst die für den Bund und jedes Land

nach einem harmonisierten Analysesystem ermittelten Ergeb-

nisse.

Die Ergebnisse gemäß der landeseigenen Schuldenbremse sind

für das jeweils abgelaufene, das aktuelle und das darauffolgende

Jahr in den Stabilitätsberichten (Berichterstattung gemäß Artikel

109a Abs. 1 GG i. V. m. § 3 und 4 StabiRatG) darzulegen, die bis

zum 15. Oktober dem Sekretariat des Stabilitätsrates vorzulegen

sind. Eine erstmalige Berichterstattung hierüber erfolgt im Jahr

2020 (die Berichterstattung 2020 umfasst nicht das Jahr 2019).

Danach ist der Stabilitätsbericht turnusgemäß jedes Jahr zur

Herbstsitzung des Stabilitätsrates vorzulegen.

1.4.4 Sanierungshilfenbericht

Als Hilfe zur künftig eigenständigen Einhaltung der Vorgaben des

Artikels 109 Abs. 3 des GG erhalten die Länder Bremen und Saar-

land nach Maßgabe des Sanierungshilfengesetzes ab dem 1. Ja-

nuar 2020 Sanierungshilfen aus dem Bundeshaushalt in Höhe

von insgesamt 800 Millionen Euro jährlich.

Bremen und Saarland verpflichten sich mit den Sanierungshilfen

dazu, die Vorgaben des Artikels 109 Abs. 3 GG (Schuldenbremse)

einzuhalten. Darüber hinaus haben sie geeignete Maßnahmen zur

künftig eigenständigen Einhaltung dieser Vorgaben zu ergreifen.

Dazu gehören der Abbau der übermäßigen Verschuldung sowie

Maßnahmen zur Stärkung der Wirtschafts- und Finanzkraft. Das

Einhalten der landeseigenen und der harmonisierten Schulden-

bremse ist Voraussetzung für die Gewährung der Sanierungshil-

fen.

Überwachung

Schuldenbremse

in zwei Kompo-

nenten
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Eine turnusgemäße Berichterstattung erfolgt zum 30. April; erst-

mals im Jahr 2021. Die Berichtspflicht besteht gegenüber dem

Bundesministerium der Finanzen. Die konkrete Ausgestaltung der

Berichtspflicht wird im Laufe des Jahres 2020 zwischen dem

Bundesministerium der Finanzen und den betroffenen Ländern

zu vereinbaren sein.

2. COVID-19-Pandemie als Naturkatastrophe und Notsituation

Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland stellt nicht nur das Saar-

land vor eine beispiellose Herausforderung. Die Bundesregierung rech-

nete noch im Frühjahr für dieses Jahr mit einem Rückgang des preisberei-

nigten Bruttoinlandsprodukts um 6,3 %. Dies wäre die schwerste Rezes-

sion seit Bestehen der Bundesrepublik. Betroffen sind Konsum, Investiti-

onen und vor allem die für die saarländische Wirtschaft so zentralen Ex-

porte, die aufgrund der negativen Entwicklung der Absatzmärkte beson-

ders stark zurückgehen.

Der Einbruch der Gesamtwirtschaft schlägt sich, wie die Mai-Steuer-

schätzung gezeigt hat, in einer deutlichen Korrektur der erwarteten Steu-

ereinnahmen nieder: Verglichen mit der Schätzung vom Oktober 2019

geht das Ergebnis der Mai-Steuerschätzung davon aus, dass im Jahr

2020 Bund, Ländern und Kommunen rd. 100 Mrd. Euro weniger an Steu-

ern zur Verfügung stehen.

Die Steuerschätzung von Mai 2020 beschert auch den saarländischen

Kommunen dramatische Steuermindereinnahmen. Um den Saarland-

pakt mit seiner erfolgreich eingeleiteten Entschuldung der saarländi-

schen Kommunen abzusichern und die pandemiebedingten Folgen der

COVID-19-Pandemie für die saarländischen Kommunen abzufedern,

wurde ein kommunaler Schutzschirm ins Leben gerufen, um die steuer-

bedingten und KFA-bedingten Einnahmeverluste in Teilen aufzufangen.

Dieser saarländische kommunale Schutzschirm ergänzt dabei u. a. die

pandemiebedingten Maßnahmen des Bundes in den Bereichen Kosten

der Unterkunft und Gewerbesteuerausfälle. Volumen und Maßnahmen-

paket des saarländischen Schutzschirms unterstreichen die Entschlos-

senheit der Landesregierung, den Kommunen in der bestehenden Krise
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zur Seite zu stehen. Parallel zu diesen Einnahmeverlusten bei Land und

Kommunen kommt es auf der Ausgabenseite pandemiebedingt zu dras-

tischen Mehrausgaben.

Zum Schutz der Bevölkerung und zur Eindämmung der weiteren Ausbrei-

tung wurden auf Basis des Infektionsschutzgesetzes weitgehende Rege-

lungen erlassen, die gleichzeitig große Herausforderungen und erhebli-

che Konsequenzen für die Wirtschaft und die Gesellschaft im Saarland

mit sich bringen. Zwar zählt das Gesundheitssystem in Deutschland zu

den leistungsfähigsten weltweit. Die Corona-Virus-Pandemie hat jedoch

zu einer extremen Ausnahmesituation geführt.

Um eine Überlastung des Gesundheitssystems zu verhindern und eine

möglichst optimale medizinische Versorgung der erkrankten Menschen

sicherzustellen, waren und sind umfangreiche Maßnahmen wie Aus-

gangs- und Kontaktbeschränkungen oder der Erwerb von Schutzklei-

dung und Beatmungsgeräten notwendig. Die Corona-Virus-Pandemie hat

darüber hinaus zu einem Zusammenbruch globaler, nationaler und loka-

ler Wertschöpfungsketten geführt. Ganze Wirtschaftsbereiche sehen

sich mit einer existenzbedrohenden Krise konfrontiert. Bereits jetzt

zeichnet sich ab, dass gerade kleine und mittlere Unternehmen, etwa im

Gastronomie- und Hotelgewerbe, in besonderer Weise von den negati-

ven ökonomischen Effekten der Pandemie betroffen sein werden. Ohne

staatliche Hilfe laufen sie Gefahr, unverschuldet in Insolvenz zu geraten.

Aus diesem Grund waren und sind rasche und unbürokratische finanzi-

elle Hilfen des Bundes und des Landes erforderlich, um die Leistungsfä-

higkeit der saarländischen Wirtschaft und die damit verbundenen Ar-

beitsplätze dauerhaft zu sichern.

Gemäß § 1 Abs. 1 und Abs. 5 HStabG ist der Haushalt ohne Einnahmen

aus Krediten auszugleichen. Dem ist entsprochen, wenn der strukturelle

Finanzierungssaldo des Haushaltsplans unter Einbeziehung von unselb-

ständigen Extrahaushalten mit eigener Kreditermächtigung mindestens

ausgeglichen ist. Angesichts der zu erwartenden erheblichen Steuermin-

dereinnahmen zusammen mit den zu erwartenden Ausgaben für die

pandemiebedingten Not- und Sofortmaßnahmen war die Einhaltung der

gesetzlichen Vorgabe nicht mehr zu gewährleisten. Gemäß § 2 Abs. 1
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HStabG ist abweichend von § 1 Abs. 1 HStabG ein negativer struktureller

Finanzierungssaldo bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen

Notsituationen in notwendigem Umfang zulässig, sofern diesem ein Be-

schluss der Mehrheit der Mitglieder des Landtages zugrunde liegt.

Vor diesem Hintergrund hat der Landtag des Saarlandes in seiner 39. Sit-

zung vom 24. Juni 2020 festgestellt, dass die Corona-Virus-Pandemie

eine Naturkatastrophe und Notsituation im Sinne von § 2 Abs. 1 HStabG

darstellt, welche sich der Kontrolle des Landes entzieht und die Finanz-

lage des Landes erheblich beeinträchtigt. Parallel dazu wurde ein Til-

gungsplan beschlossen. Die über § 1 Abs. 1 HStabG hinausgehende und

auf der Notsituation beruhende Kreditaufnahme ist über einem Zeitraum

von 30 Jahren beginnend mit dem Haushaltsjahr 2025 zurückzuführen.

Soweit im Verlauf der Corona-Virus-Pandemie ein weiterer Nachtrags-

haushalt mit zusätzlicher Kreditaufnahme erforderlich wird oder sich

konjunkturelle Entwicklungen ergeben, welche die Haushaltslage des

Landes nachhaltig beeinträchtigen, sind die Tilgungsregelungen an die

aktuelle Entwicklung anzupassen. Haushaltsverbesserungen, die sich im

regulären Haushaltsvollzug ergeben, sollen zur Reduzierung des Kredit-

bedarfs eingesetzt werden.

Die Beschlussfassung des saarländischen Haushaltsgesetzgebers mit

Blick auf die Corona-Virus-Pandemie als Naturkatastrophe und Notsitu-

ation wird dabei von der Beschlussfassung des Stabilitätsrates sowie des

unabhängigen Beirates beim Stabilitätsrates gestützt.

Der Stabilitätsrat hat in seiner 21. Sitzung vom 22. Juni 2020 festgestellt,

dass die COVID-19-Pandemie eine Naturkatastrophe bzw. außerge-

wöhnliche Notsituation im Sinne des Artikel 109 Abs. 3 Satz 2 GG dar-

stellt, die sich der Kontrolle des Staates entzieht und die staatliche Fi-

nanzlage erheblich beeinträchtigt. Für diesen Fall sieht die Schulden-

bremse Ausnahmeregelungen vor, die es ermöglichen, angemessen auf

die Krise zu reagieren. Der Stabilitätsrat stellt darüber hinaus fest, dass

die zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie von Bund und Ländern er-

griffenen finanzpolitischen Maßnahmen unverzichtbar sind, um die wirt-
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schaftlichen Auswirkungen der Krise abzufedern und das Gesundheits-

system zu stützen. Gleichzeitig setzt die Finanzpolitik gezielt Impulse, um

Deutschland wieder auf einen nachhaltigen Wachstumspfad zu führen.

Aus Sicht des Stabilitätsrates ist es angesichts der Ausnahmesituation

unvermeidbar, zur Finanzierung der Maßnahmen kurzfristig mehr Kredite

aufzunehmen als grundsätzlich zulässig. Die zusätzliche Verschuldung

sollte nach Auffassung des Stabilitätsrates jedoch auf das notwendige

Maß begrenzt werden. Der Stabilitätsrat plädiert gleichzeitig dafür, die

Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen und die dafür erforderlichen Kon-

solidierungsmaßnahmen weiterhin im Blick zu behalten.

Der Unabhängige Beirat weist in seiner zur 21. Sitzung des Stabilitätsra-

tes vom 22. Juni 2020 vorgelegten Stellungnahme darauf hin, dass die

Ausnahmeklausel kreditfinanzierte Ausgaben oder Steuersenkungen

nicht in beliebiger Höhe zulässt. Der Zweck der Ausnahmeklausel be-

steht darin, die Handlungsfähigkeit des Staates konkret zur Krisenbewäl-

tigung zu gewährleisten. Neben Stützungsmaßnahmen und Liquiditäts-

hilfen für Unternehmen sind aktuell konjunkturpolitische Maßnahmen

zur Stimulierung des privaten Verbrauchs und der privaten Investitionen

von der Bundesregierung beschlossen worden. Hinzu kommt eine Aus-

weitung von Förderprogrammen im Rahmen der Sondervermögen des

Bundes und ein Anstieg der Investitionen des Bundes. Bezüglich der kon-

junkturellen Wirkungen der diskretionären konjunkturpolitischen Maß-

nahmen besteht im gegenwärtigen Umfeld Unsicherheit. Angesichts der

krisenhaften Situation hält der Beirat Art und Umfang der bislang be-

schlossenen defizitwirksamen Maßnahmen aber für vertretbar.

Der Beirat hält aktuell eine umfangreiche Stabilisierung der Wirtschaft

über die Staatsfinanzen für richtig. Er weist zugleich darauf hin, dass

künftige Herausforderungen für die Staatsfinanzen insbesondere aus der

Demografie im Auge zu behalten sind. Durch die Auswirkungen der

Corona-Krise werden bestehende Probleme verschärft. Dies gilt insbe-

sondere für die Gesetzliche Renten- und Krankenversicherung. Aus Sicht

des Beirats ist im weiteren Verlauf zu klären, wie mit den drohenden er-

heblichen Anstiegen der Sozialbeitragssätze umgegangen werden soll.

Kreditfinanzierte
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3. Nachtragshaushalt 2020 und COVID-19-Pandemie

3.1 Einnahmen

Die Steuerschätzung vom Mai 2020 hat mit massiven Einnahmeein-

brüchen aufgewartet. Die Steuermindereinnahmen für 2020 belau-

fen sich laut Steuerschätzung vom Mai auf geschätzt 543 Mio. Euro

gegenüber dem Haushaltsplan. Für die Haushaltsjahre 2021 und

2022 ist nach der Steuerschätzung mit Mindereinnahmen in Höhe

von annähernd 250 Mio. Euro zu rechnen.

Der beschlossene Nachtrag weist für den Kernhaushalt die zum Aus-

gleich der konjunkturbedingten Mindereinnahmen notwendige Net-

tokreditaufnahme in Höhe von 506 Mio. Euro aus. In 2021 und 2022

ist gemäß der Mai-Steuerschätzung 2020 mit weiteren 85 Mio. und

62 Mio. Euro zu rechnen. Diese konjunkturell bedingten Beträge sind

nicht Gegenstand des Tilgungsplans.

Hier greift im Rahmen der grundgesetzlichen Schuldenbremse die

Fiktion, dass im Zeitverlauf konjunkturelle Mehreinnahmen diese

heute aufgelaufenen Mindereinnahmen wettmachen.

Zu diesen konjunkturellen Mindereinnahmen gemäß Konjunkturbe-

reinigungsverfahren kommen weitere pandemiebedingte Steuermin-

dereinnahmen insbesondere aus dem Konjunkturpaket der Bundes-

regierung hinzu, die das Saarland alleine in 2020 voraussichtlich mit

rund 80 Mio. Euro belasten. In 2021 und 2022 beziffern sich die pan-

demiebedingten Einnahmeausfälle auf 133 Mio. und 95 Mio. Euro. In

der Summe über drei Jahre ist von pandemiebedingten Steuerausfäl-

len in Höhe von 308 Mio. Euro auszugehen, die über das Sonderver-

mögen zu finanzieren sind. Zusätzlich muss das Saarland mit Steu-

ermindereinnahmen gegenüber der vorangegangenen Finanzplanung

2019 - 2023, die weder konjunkturell noch pandemiebedingt sind,

sondern die aus vorvergangenen Steuerschätzungen resultieren, be-

rücksichtigen.
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3.2 Ausgaben

Die COVID-19-Pandemie geht nicht nur mit den beschriebenen mas-

siven Einnahmeausfällen einher, sondern bedingt auch zusätzliche

Ausgaben zur Bewältigung der Pandemie.

Um den negativen Pandemiefolgen entgegen zu steuern, war die Lan-

desregierung gezwungen, schnell und entschlossen zu handeln. Die-

ses schnelle Handeln zeigte sich zuerst beim Bevölkerungsschutz,

beispielsweise als es um die schnelle Beschaffung von Schutzmas-

ken nicht nur für das medizinische Personal, sondern allgemein für

alle Saarländerinnen und Saarländer ging. Ein schnelles Handeln war

aber auch angezeigt als es darum ging, zusätzliche Beatmungsgeräte

zu erwerben und zu installieren und die medizinische Versorgung

und Infrastruktur auf eine Pandemie vorzubereiten. Beherztes und

entschlossenes Handeln war unabdingbar, als die Soforthilfe für

Kleinstunternehmer und Soloselbstständige auf den Weg gebracht

wurde. Es galt und es gilt nach wie vor, Existenzen zu sichern und die

saarländische Wirtschaft vor den verheerenden Auswirkungen der

Pandemie so gut es geht zu bewahren. Im Zuge der Kontaktbeschrän-

kungen waren innovative IT-gestützte Unterrichtskonzepte auf den

Weg zu bringen. Aber auch innerhalb der Landesverwaltung war

schnell zu registrieren, dass die gegebenen Telekommunikations-

und Datensysteme für die Vielzahl an Videokonferenzen und Telefon-

schaltkonferenzen oder die Bedarfe im Zusammenhang mit der in

großem Umfang ermöglichten Heimarbeit nicht ausgelegt waren.

Die direkt pandemiebedingten Ausgaben des Jahres 2020 beziffern

sich auf rund 740 Mio. Euro. In den Jahren 2021 und 2022 belaufen

sich die pandemiebedingten Mehrausgaben auf 425 Mio. und 388

Mio. Euro. Die Degression der Beträge spiegelt einerseits die Erwar-

tung wider, dass die Krise in überschaubaren Zeiträumen überwun-

den werden kann. Andererseits ist aus heutiger Sicht davon auszuge-

hen, dass die pandemiebedingten Effekte und Folgen zumindest bis

in das Jahr 2022 reichen. Es ist aus heutiger Sicht sehr konkret ab-

sehbar, dass finanzielle Pandemiefolgen auch in den Jahren 2021
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wältigung der

Pandemie



Finanzplan des Saarlandes 2020 - 2024

Seite 19

und 2022 ein Gewicht erreichen, die eine Ausnahmesituation be-

gründen. Die Bewältigung und die Aufarbeitung der Krise wird auch

in den Folgejahren den Haushalt signifikant belasten. In der Summe

über die drei Jahre zusammengenommen addieren sich die pande-

miebedingten Ausgaben voraussichtlich auf rund 1,6 Mrd. Euro.

Der Stabilitätsrat hat mit Blick auf die Belastungen des saarländi-

schen Haushaltes durch die Pandemie in seiner Beschlussfassung

zum Sanierungsprogramm in seiner 21. Sitzung vom 22. Juni 2020

festgestellt, „dass die Tilgung aufgenommener Notfallkredite in den

kommenden Jahren Handlungsspielräume einschränken wird. Vor

diesem Hintergrund sollte das Saarland seine Nettokreditaufnahme

auf das notwendige Maß begrenzen. Darüber hinaus empfiehlt der

Stabilitätsrat, Kriterien zur Verwendung der Mittel festzulegen, die

sich eng an den unmittelbaren Erfordernissen der Pandemiebewälti-

gung orientieren.“ Der Nachtrag orientiert sich an diesen vom Stabili-

tätsrat festgestellten Maßstäben. Im Vollzug und bei der Umsetzung

und Begleitung der Maßnahmen hat die Landesregierung vor dem

Hintergrund dieser Beschlusslage auf einen engen Coronabezug ge-

achtet. Der Unabhängige Beirat zum Stabilitätsrat formuliert ähnlich,

wenn er in seiner aktuellen Stellungnahme schreibt: „Der Beirat weist

aber darauf hin, dass die Ausnahmeklausel kreditfinanzierte Ausga-

ben oder Steuersenkungen nicht in beliebiger Höhe zulässt. Der

Zweck der Ausnahmeklausel besteht darin, die Handlungsfähigkeit

des Staates konkret zur Krisenbewältigung zu gewährleisten.“

3.3 Operative Umsetzung über Sondervermögen

Im Interesse größtmöglicher Transparenz bezüglich der pandemiebe-

dingten Kosten hat das Saarland ein Sondervermögen mit eigener

Kreditermächtigung (Sondervermögen „Pandemie“) zur Finanzierung

der Covid-19-bedingten Ausgaben sowie der pandemiebedingten

Steuermindereinnahmen eingerichtet. Im Kernhaushalt weist das

Land die zum Ausgleich der konjunkturbedingten Mindereinnahmen

notwendige Nettokreditaufnahme aus. Im Sondervermögen Zu-

kunftsinitiative II erfolgt zunächst die Nettotilgung, die unter regulä-

ren Umständen in einer konjunkturellen Normallage insgesamt erzielt
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worden wäre. Im Sondervermögen Saarlandpakt werden die von den

Kommunen übernommenen Kassenkredite regelmäßig getilgt.

Dadurch werden die entsprechenden Effekte auf den Haushalt trans-

parent ausgewiesen. Die über das Sondervermögen aufgenommenen

pandemiebedingten Kredite werden auf der Zeitachse nach den Re-

gelungen der Schuldenbremse und des vom Landtag beschlossenen

Tilgungsplans getilgt. Die Landesregierung wird den Landtag regel-

mäßig über die finanzielle Dimension der Entwicklung berichten.

3.4 Die inhaltlichen Schwerpunkte des Nachtragshaushaltes

Die im Nachtrag vorgesehenen pandemiebedingten Maßnahmen las-

sen sich vier Schwerpunktbereichen zuordnen: Gesundheitsschutz

und -vorsorge, Rettungsschirme für betroffene Personen, Unterneh-

men und Vereine, kommunaler Rettungsschirm und innovative Wege

aus der Krise.

In den Schwerpunktbereich Gesundheitsschutz und -vorsorge fallen

u. a. alle getätigten Ausgaben für Schutzmasken, aber auch die be-

reits erwähnten Beatmungsgeräte. Die Ausgaben des unmittelbaren

Gesundheitsschutzes fallen voraussichtlich solange an, bis ein Impf-

stoff in ausreichender Menge verfügbar ist. Da nach den Erfahrungen

im Frühjahr 2020 das Gesundheitssystem im Saarland in Pandemie-

zeiten seine Belastungsgrenzen erreicht, hat das Land einen Kranken-

hausfonds eingerichtet. Er wird unter Berücksichtigung der von der

Bundesregierung für die Krankenhauslandschaft in Deutschland be-

reitgestellten Mittel im Zeitraum 2020 bis 2022 mit einem Volumen

von zusammen rund 220 Mio. Euro ausgestattet. Unter Berücksichti-

gung der Ansätze auch im Kernhaushalt stellt das Land originäre Lan-

desmittel für den Bereich Gesundheitsschutz über alle drei Jahre zu-

sammengerechnet von rd. 224 Mio. Euro bereit.

Die wirtschaftlichen Folgen der Krise haben viele Menschen, Unter-

nehmen, Solo-Selbstständige, Künstler und Vereine in eine finanzi-

elle Schieflage gebracht. Wirtschaftliche Existenzen standen und ste-

hen nach wie vor auf dem Spiel.
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Die Landesregierung stellt im Zeitraum 2020 - 2022 Schutzschirm-

Finanzmittel, insbesondere auch für die Kommunen, in den verschie-

denen betroffenen Bereichen in Höhe von insgesamt 745 Mio. Euro

bereit. Davon entfallen rund 350 Mio. Euro auf das Jahr 2020. Hinzu

kommen die von der Bundesregierung in Aussicht gestellten Hilfen,

die bis zum Jahr 2022 ein Volumen in einer Größenordnung von 480

Mio. Euro erreichen könnten.

Mit dem Saarlandpakt ist das Saarland einen ersten Schritt in Rich-

tung Entschuldung und Verbesserung der kommunalen Finanzlage

und in Richtung Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse gegangen.

Der Erfolg dieses Projekts wird durch die COVID-19-Pandemie ge-

fährdet.

Damit die Kommunen auch weiterhin finanziell handlungsfähig sein

können, spannt die Landesregierung einen umfassenden kommuna-

len Schutzschirm. Er sieht vor, dass das Land die absehbaren Steuer-

mindereinnahmen bei der Gewerbesteuer und auch bei der Einkom-

mensteuer für die Jahre 2020 - 2022 zur Hälfte ausgleichen wird.

Hinzu kommen die Stabilisierung des Kommunalen Finanzausgleichs

auf dem Niveau des Jahres 2020 laut Haushaltsplan sowie ein Teil-

ausgleich bei den Kosten der Unterkunft und der Heizung.

Im Zeitraum 2020 - 2022 erreichen die verschiedenen Hilfsmaßnah-

men des Landes und des Bundes für die saarländischen Kommunen

in der Summe einen Betrag von rund 640 Mio. Euro. Darin enthalten

sind die Hilfen des Bundes für die hälftige Kompensation der Gewer-

besteuerausfälle des Jahres 2020 und die Erhöhung des Bundesan-

teils an den Kosten der Unterkunft und Heizung von derzeit 50 Pro-

zent auf bis zu 74 Prozent. Im Zeitraum 2020 - 2022 kann dies für

die Kommunen im Saarland eine Entlastung in Höhe von rund 200

Mio. Euro ergeben.

Schließlich richtet die Landesregierung ihren Blick auch auf Maßnah-

men, mit denen sich das Saarland schneller und stabiler aus der ak-

tuellen Krise befreien kann. Die Erfahrungen der letzten Wochen und

Monate haben gezeigt, dass die digitale Infrastruktur nicht nur im

Saarland den aktuellen Anforderungen strukturell nicht gewachsen
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ist. Mit Blick auf etwaige zweite oder dritte Erkrankungswellen, aber

auch vor dem Hintergrund nicht auszuschließender weiterer Pande-

mien, soll die Krisenfestigkeit des Landes gesteigert und sowohl die

Wirtschaft als auch die Verwaltung im Saarland zukunftsfest ge-

macht werden. Im Zeitraum 2020 - 2022 will die Landesregierung

hierfür insgesamt rd. 320 Mio. Euro mobilisieren. Auf den Nachtrags-

haushalt für 2020 entfallen davon rd. 140 Mio. Euro. Die Landesre-

gierung wird sich mit aller Kraft dafür einsetzen, dass das Saarland

von den vom Bund mit dem Konjunkturpaket in Aussicht gestellten

Mitteln in den Bereichen Digitalisierung und Innovation in möglichst

großem Umfang profitiert, um möglichst große Hebelwirkungen im

Saarland zu erzielen.

In der Summe erreicht das pandemiebedingte Maßnahmenpaket ein-

schließlich der Maßnahmen, die sich nicht eindeutig einem der ge-

nannten Schwerpunktbereiche zuordnen lassen, ein Volumen von rd.

1,6 Mrd. Euro im Zeitraum 2020 - 2022. Auf den Nachtragshaushalt

und das Jahr 2020 entfällt davon ein Betrag von 760 Mio. Euro. Nach

Gegenrechnung zu erwartender Einnahmen insbesondere vom Bund

wird für das „Pandemie-Sondervermögen“ eine Kreditermächtigung

von insgesamt knapp 1,4 Mrd. Euro benötigt, davon rd. 690 Mio. Euro

in 2020. Aus heutiger Sicht werden die Pandemiefolgen deutlich bis

in das Jahr 2022 reichen. Sollten die wirtschaftlichen und finanziel-

len Folgen der Pandemie-Krise früher überwunden werden können,

müsste das im Sondervermögensgesetz und im Haushalt nachge-

zeichnet werden.
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4. Gesamtwirtschaftlicher Rahmen und regionalwirtschaftli-

che Entwicklung

4.1 Gesamtwirtschaftliche Ausgangslage und mittelfristige

Aussichten

Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland stellt das Land vor

eine beispiellose Herausforderung. Durch die Corona-Pandemie ge-

raten die Weltwirtschaft und mit ihr die deutsche Volkswirtschaft in

eine Rezession. Das zeigt bereits die Frühjahrsprojektion 2020, die

Ende April veröffentlicht wurde. Für das Jahr 2020 rechnete die Bun-

desregierung danach mit einem Rückgang des Bruttoinlandsprodukts

um 6,3 % (preisbereinigt). Dies wäre die schwerste Rezession seit Be-

stehen der Bundesrepublik. Betroffen sind Konsum, Investitionen

und vor allem die Exporte, die aufgrund der negativen Entwicklung

der Absatzmärkte besonders stark zurückgehen. Der Einbruch der

Gesamtwirtschaft schlägt sich, wie die Mai-Steuerschätzung gezeigt

hat, in einer deutlichen Korrektur der erwarteten Steuereinnahmen

nieder: Verglichen mit der Schätzung vom Oktober 2019 wird in der

Frühjahrsprojektion damit gerechnet, dass im Jahr 2020 rd. 100 Mrd.

Euro weniger an Steuern zur Verfügung stehen. Der Lockdown von

Mitte März bis Anfang Mai führte zu Rückgängen der Wirtschaftsleis-

tung um 2 % im ersten und um 9,7 % im zweiten Quartal. Nach dem

drastischen Einbruch im Lockdown-Monat April hat sich die Wirt-

schaft in den Folgemonaten jedoch rasch erholt.

Die Frühjahrsprojektion der Bundesregierung zeigt parallel zur Ein-

schätzung der Frühjahrsprojektion für die deutsche Wirtschaft stark

unterausgelastete Kapazitäten. Nach dem Tiefpunkt im laufenden

Jahr erwartet die Bundesregierung eine schrittweise Erholung. Das

strukturelle Defizit wird im laufenden Jahr die reguläre Obergrenze

von 0,5 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) erheblich überschreiten.

Der Stabilitätsrat stuft diese Überschreitung gemäß Beschluss vom

22. Juni 2020 nicht als Regelverstoß ein, weil die nationale Regelung
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an die europäischen Vorgaben anknüpft und für letztere aktuell eine

Ausnahmeklausel greift.

Die vor der Steuerschätzung von September 2020 vorgelegte  Inte-

rimsprojektion der Bundesregierung aktualisiert die Frühjahrsprojek-

tion und zeichnet ein etwas optimistischeres Bild für das Jahr 2020.

Das BIP wird danach im Durchschnitt des Jahres 2020 um real nur

5,8 % zurückgehen. Für das Jahr 2021 erwartet die Bundesregierung

dann eine deutliche Erholung der Wirtschaftsleistung um 4,4 %.

Vom Außenhandel gehen im laufenden Jahr rein rechnerisch negative

Impulse aus. In Anlehnung an die Prognosen internationaler Organi-

sationen ist im Rahmen der Interimsprojektion unterstellt, dass das

Wachstum des Welthandels im laufenden Jahr einbricht. Dement-

sprechend dürften auch die deutschen Exporte deutlich um 12,1 %

sinken. Im Zuge der allmählichen Belebung des Welthandels rechnet

die Bundesregierung im Rahmen der Interimsprojektion für das kom-

mende Jahr mit einem Wachstum der Exporte um 8,8 %. Die Importe

von Waren und Dienstleistungen werden im laufenden Jahr nicht

ganz so stark zurückgehen wie die Exporte (-8,1 %, +7,5 %).

Ende Juli 2020 meldete das Statistische Bundesamt für das zweite

Quartal einen historisch starken Rückgang des Bruttoinlandspro-

dukts um 10,1 %. In nahezu allen Wirtschaftsbereichen mit Aus-

nahme des Baugewerbes brach die Wirtschaftsleistung teilweise

massiv ein. Dank des umfangreichen Einsatzes von Kurzarbeit konnte

sich die Beschäftigung davon weitgehend entkoppeln. Mit der schritt-

weisen Lockerung der Einschränkungen hat für die deutsche Wirt-

schaft ab Mai bereits wieder der Erholungsprozess eingesetzt. Die In-

dustrie konnte ihre Erzeugung und ihren Absatz im Mai und Juni kräf-

tig ausweiten. Die weitere konjunkturelle Belebung hängt dabei ganz

maßgeblich vom Pandemieverlauf im In- und Ausland ab. Einige eng

mit Deutschland verwobene Volkswirtschaften sind durch die Pan-

demie weiterhin stark belastet. Schon deshalb wird nach der ersten

kräftigeren Erholung im Mai und Juni der weitere Erholungsprozess

der deutschen Wirtschaft nur langsam voranschreiten und noch län-

gere Zeit in Anspruch nehmen.
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Die Frühindikatoren zur Außenwirtschaft deuten eine weitere Erho-

lung an. Die ifo-Exporterwartungen für das verarbeitende Gewerbe la-

gen im Juli per Saldo erstmals seit Januar wieder im positiven Bereich.

Auch die Auftragseingänge aus dem Ausland erholten sich im Juni

weiter mit einem kräftigen saisonbereinigten Plus von 22,0 % gegen-

über Mai. Diese Signale deuten darauf hin, dass sich der Aufholpro-

zess im weiteren Jahresverlauf fortsetzt. Dieser wird sich allerdings

noch hinziehen. Die Juni-Daten zu Produktion und Auftragseingängen

zeigen somit ebenso wie das ifo-Geschäftsklima eine deutliche Erho-

lung der Industriekonjunktur an. Seit Mai nimmt der Konsum auf-

grund wieder geöffneter Geschäfte deutlich zu. Der Einzelhandel

ohne Kfz verbuchte durch Nachholbedarf und unterstützt durch den

boomenden Versand- und Internethandel Rekordumsätze. Dieses Ni-

veau hat er im Juni annähernd gehalten. Der stationäre Handel dürfte

sich dabei weitgehend stabil entwickelt haben, während der Ver-

sand- und Internethandel nach den kräftigen Zuwächsen der letzten

beiden Monate 8,6 % einbüßte.

Beschäftigung und Arbeitslosigkeit haben sich durch den verbreite-

ten Einsatz von Kurzarbeit und mit der Belebung der Geschäftstätig-

keit stabilisiert. Nach einer Inanspruchnahme durch 6,7 Mio. Be-

schäftigte im Mai erwartet die Bundesagentur für Arbeit für Juni einen

Rückgang auf 4,5 Mio. Personen mit weiter fallender Tendenz. Die re-

gistrierte Arbeitslosigkeit sank im Juli dank der Kurzarbeit und ande-

rer arbeitsmarktpolitischer Instrumente saisonbereinigt nach drei

Monaten mit heftigen Anstiegen deutlich.

4.2 Entwicklung der Länderhaushalte

Die Ländergesamtheit erzielte bis Ende Dezember 2019 einen Haus-

haltsüberschuss von 13,2 Mrd. Euro. Damit verschlechterte sich die

Haushaltssituation zwar um 2,5 Mrd. Euro gegenüber dem entspre-

chenden Vorjahreszeitraum. Dennoch stellt dieses Ergebnis den dritt-

höchsten Überschuss seit dem Jahr 2011 dar. Die Kernhaushalte der

Länder schlossen mit Ausnahme Brandenburgs mit Finanzierungs-

überschüssen ab.
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Die Planungen der Länder insgesamt gingen für das Jahr 2019 noch

von einem Finanzierungsdefizit von 1,1 Mrd. Euro aus. Ausgaben und

Einnahmen der Kernhaushalte der Länder stiegen 2019 überpropor-

tional zum nominalen BIP: Die Ausgaben nahmen gegenüber dem

Vorjahr um 3,6 % zu. Der Ausgabenaufwuchs wurde im Wesentlichen

durch den Anstieg der Personalausgaben (+4,9 %) und die Zuweisun-

gen an Gemeinden (+5,0 %) getragen. Gedämpft wurde der Anstieg

durch die sinkenden Zinsausgaben (-10,0 %). Die Einnahmen stiegen

gegenüber 2018 um 2,9 %. Treiber waren die Steuereinnahmen, die

um gut 3,9 % zulegten.

Für 2020 ist ein gänzlich anderes Bild zu erwarten. Der Finanzie-

rungssaldo der Ländergesamtheit fällt bis Ende Juni 2020 aufgrund

der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie deutlich schlechter aus

als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Er betrug Ende Mai -23,6

Mrd. Euro und verringerte sich im Vergleich zum Vorjahreswert um

32,3 Mrd. Euro. Die Ausgaben der Länder wuchsen im Vergleich zum

Vorjahr deutlich um 17,5 % an. Der starke Anstieg ist vor allem auf die

insbesondere auch vom Bund finanzierten Corona-Hilfspakete, hö-

here Zahlungen an Sondervermögen und Zuweisungen an Gemein-

den infolge der Pandemie-Bekämpfung zurückzuführen.

4.3 Die wirtschaftliche Entwicklung im Saarland

Die saarländische Wirtschaft hat bereits vor der Corona-Pandemie

deutlich an Dynamik verloren. Die im vergangenen Jahr aufkom-

mende Konjunkturschwäche bildete für die saarländische Industrie

keine gute Ausgangslage zum Jahresanfang. Zu Beginn des zweiten

Quartals zeigten sich zusätzlich die negativen Auswirkungen der

Corona-Krise. Nach Mitteilung des Statistischen Amtes des Saarlan-

des gingen die Umsätze im zweiten Quartal gegenüber dem Vorquar-

tal um 29,1 % zurück, gegenüber dem zweiten Quartal des Vorjahres

belief sich das Minus auf 36,6 %. Das Juni-Ergebnis verbesserte sich

zwar gegenüber dem Vormonat um 21,6 %, verfehlte den Wert des

Vorjahresmonats jedoch um 21,5 %. Mit 10,4 Mrd. Euro lag der Halb-

jahresumsatz im verarbeitenden Gewerbe um 24,6 % unter dem ent-

sprechenden Vorjahresergebnis. Dabei waren mit jeweils 5,2 Mrd.
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Euro das Auslandsgeschäft um 26,0 % und der Inlandsabsatz um

23,1 % eingebrochen. Nur im Finanzkrisenjahr 2009 gab es ein noch

schlechteres Halbjahresergebnis. Damals fielen die Umsätze um 30,3

% zurück.

Zu dramatischen Einbußen von teilweise über 30 % kam es im Zuge

der COVID-19-Pandemie bei den großen Branchen der Saarindustrie:

Die Betriebe der Metallerzeugung und Metallbearbeitung verbuchten

Umsatzverluste von 31,3 % auf 1,6 Mrd. Euro. Der Maschinenbau

wies mit 1,8 Mrd. Euro ein Minus von 34,6 % aus. Bei den Herstellern

von Kraftwagen und Kraftwagenteilen führten der Transformations-

prozess der Automobilindustrie insgesamt und die Nachfrageschwä-

che zu einem Rückgang um 30,3 % auf 3,3 Mrd. Euro. Die Hersteller

von Metallerzeugnissen erwirtschafteten 757 Mio. Euro, was einem

Minus von 14,3 % entspricht. Die Betriebe der Gummi- und Kunst-

stoffwarenproduktion erlitten Einbußen um 17,7 % auf 424 Mio.

Euro. Dagegen wiesen die Hersteller von Nahrungs- und Futtermitteln

im ersten Halbjahr eine deutliche Umsatzsteigerung aus. Mit 725 Mio.

Euro lag das Plus bei 11,2 %.

In den Monaten Januar bis Juni 2020 reduzierte sich das Arbeitsvolu-

men insbesondere auch durch die Inanspruchnahme von Kurzarbeit

um 19,3 % auf 48,4 Mio. geleistete Arbeitsstunden. Im Juni 2020 be-

schäftigten die 233 Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes (mit 50

und mehr Beschäftigten) 75 600 Personen. Dies sind 7,3 % oder

knapp 6 000 Personen weniger als vor einem Jahr.

Im ersten Halbjahr 2020 ist die Wirtschaftsleistung im Saarland um

real 9,5 Prozent eingebrochen. Es bleibt abzuwarten, ob sich die für

die saarländische Wirtschaft so zentralen Exporte im Zuge der für die

zweite Jahreshälfte angekündigten Erholung stabilisieren.

4.4 Haushaltsüberwachung durch den Stabilitätsrat

Gemäß seinen im Haushaltsgrundsätzegesetz festgeschriebenen

Aufgaben hat der Stabilitätsrat im Juni 2020 die Einhaltung der struk-

turellen gesamtwirtschaftlichen Defizitobergrenze nach § 51 Abs. 2

Haushaltsgrundsätzegesetz geprüft. Der Stabilitätsrat erwartet, dass
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die Obergrenze des strukturellen gesamtstaatlichen Finanzierungs-

defizits nach § 51 Abs. 2 Satz 1 des HGrG im Jahr 2020 deutlich über-

schritten wird. Der Stabilitätsrat begrüßt die Aktivierung der allgemei-

nen Ausweichklausel des Stabilitäts- und Wachstumspaktes durch

Mitteilung der Europäischen Kommission vom 20. März 2020 und Er-

klärung des ECOFIN vom 23. März 2020. Vor diesem Hintergrund hält

er die Überschreitung für eine zulässige Abweichung gemäß § 51

Abs. 2 Satz 2 des HGrG. Er sieht deshalb zum gegenwärtigen Zeit-

punkt davon ab, Maßnahmen zur Rückführung des überhöhten Fi-

nanzierungsdefizits zu empfehlen. Der Stabilitätsrat stellt darüber

hinaus fest, dass eine Projektion für den Finanzplanungszeitraum

aufgrund der unzureichend belastbaren Datenlage und der dynami-

schen Entwicklung zurzeit nicht aussagekräftig wäre.

Mit Blick auf das Saarland stellt der Stabilitätsrat im Juni 2020 fest,

dass das Saarland die Obergrenze der Nettokreditaufnahme im Jahr

2019 knapp eingehalten hat. Die angekündigten Sanierungsmaßnah-

men wurden weitgehend umgesetzt. Aus dem Sanierungsbericht des

Saarlands geht hervor, dass die bisherigen Planungen für das Jahr

2020 aufgrund der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie ange-

passt werden müssen. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Be-

richts lag der Nachtragshaushalt des Landes noch nicht vor.

Die aktuelle Krise wird nach Auffassung des Stabilitätsrates auch für

das Saarland erhebliche finanzielle Folgen haben. Neben umfangrei-

chen Einnahmeausfällen ergeben sich zusätzliche Ausgaben zur Be-

wältigung der Pandemie. Der Stabilitätsrat hält eine Kreditfinanzie-

rung vor diesem Hintergrund für gerechtfertigt. Der Stabilitätsrat gibt

jedoch zu bedenken, dass die Tilgung aufgenommener Notfallkredite

in den kommenden Jahren Handlungsspielräume einschränken wird.

Darüber hinaus empfiehlt der Stabilitätsrat, Kriterien zur Verwen-

dung der Mittel festzulegen, die sich eng an den unmittelbaren Erfor-

dernissen der Pandemiebewältigung orientieren. Der Stabilitätsrat

weist darauf hin, dass mittelfristig die Sanierung des Landeshaus-

halts durch den Abbau der übermäßigen Verschuldung und die Stär-

kung der Wirtschafts- und Finanzkraft die zentrale finanzpolitische

Herausforderung des Landes bleibt.
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Weiterhin stellt der Stabilitätsrat in seiner Beschlussfassung von Juni

2020 fest, dass im Jahr 2020 gemäß der Vereinbarung über die Ver-

längerung des Sanierungsprogramms in Anlehnung an das Sanie-

rungshilfengesetz eine haushaltsmäßige Tilgung in Höhe von min-

destens einem Achtel der gewährten Sanierungshilfen (50 Mio. Euro)

zu leisten ist. Das Saarland weist für das Jahr 2020 eine Nettotilgung

in Höhe von 80 Mio. Euro aus.

4.5 Leitlinien der saarländischen Finanzpolitik

Leitlinie der saarländischen Finanzpolitik ist nach wie vor das Ziel, die

verfassungsrechtlichen Vorgaben aus Artikel 109 Abs. 3 GG sowie die

Vorgaben aus § 2 Sanierungshilfengesetz unter Wahrung des Gebots

der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu beachten und gleich-

zeitig die Fähigkeit zur Finanzierung von zukunftsträchtigen Leitin-

vestitionen sowie notwendigen Erhaltungsinvestitionen zu bewah-

ren.

Der seit dem Jahr 2011 beschrittene Konsolidierungsprozess bildet

die Basis für diese Leitlinie. Vor Einsetzen der COVID-19-Pandemie

waren die Voraussetzungen zur Einhaltung der Schuldenbremse so-

wie der Vorgaben des Sanierungshilfengesetzes bei gleichzeitiger

Wahrung des Gebots der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse ge-

geben. Die COVID-19-Pandemie hinterlässt nun tiefe Spuren auf Ein-

nahmen- und Ausgabenseite des saarländischen Haushaltes. Zum ei-

nen weil die Einnahmen pandemiebedingt einbrechen, zum anderen

weil es pandemiebedingte Ausgaben zu finanzieren gilt, die zudem

einen Tilgungsplan nach sich ziehen, der die Haushaltsaufstellung ab

dem Jahr 2025 zusätzlich belasten wird.

Die Vorgabe des strukturell ausgeglichenen Haushalts aus Art. 109

Abs. 3 GG gilt ab dem Jahr 2020 für alle Länder und damit auch für

das Saarland verbindlich. Danach sind die Haushalte der Länder

grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Eine Net-

tokreditaufnahme in einer wirtschaftlichen Abschwungphase ist ab

2020 grundsätzlich nur noch dann zulässig, wenn dies im Rahmen

Geplante Nettotil-

gung 2020 in

Höhe von 80 Mio.

Euro

Schuldenbremse

und Sanierungs-

hilfen als Leitplan-

ken



Finanzplan des Saarlandes 2020 - 2024

Seite 30

eines Regelmechanismus geschieht, der im Aufschwung Über-

schüsse erforderlich macht oder – wie gegenwärtig – eine Notsitua-

tion vorliegt. Dies wird durch den Stabilitätsrat überwacht. Für den

Konsolidierungszeitraum bis 2020 gilt das nach der Verwaltungsver-

einbarung zu den Konsolidierungshilfen maßgebliche Verfahren.

Ab 2020 gelten für das Land weitergehende Verpflichtungen aus dem

Sanierungshilfengesetz. Hiernach muss das Land gegenüber dem

Bund im Fünf-Jahres-Zeitraum Tilgungen in Höhe von jahresdurch-

schnittlich 80 Mio. Euro nachweisen. Dies ist Voraussetzung zum Er-

halt der vollständigen jährlichen Sanierungshilfe in Höhe von 400

Mio. Euro. Vor dem Hintergrund verschiedener haushaltsbezogener

Risiken ist es das Anliegen einer soliden und vorausschauenden

Haushaltsführung im Saarland, auf der Ausgabenseite effizient und

sparsam zu wirtschaften sowie auf der Einnahmenseite die mögli-

chen Potenziale wachstumsverträglich auszuschöpfen.

Im Finanzplanungszeitraum trägt der Landeshaushalt erhebliche Be-

lastungen auf der Ausgabenseite beispielsweise im Zusammenhang

mit den pandemiebedingten Ausgaben oder den Ausgaben für Besol-

dung und Versorgung, um die Wettbewerbsfähigkeit im öffentlichen

Dienst des Landes zu wahren. Einnahmenseitig muss  sich das Land

- wie von den Steuerschätzungen im Mai und September 2020 prog-

nostiziert – auf einen starken Einbruch und anschließend ein  gerin-

geres Wachstum der steuerabhängigen Einnahmen einstellen und

zudem finanzpolitische Risiken aus weiteren Steuersenkungen ver-

kraften, die sich etwa im Zusammenhang mit den pandemiebeding-

ten Steuerrechtsänderungen sowie aus den Effekten eines weiteren

Abbaus der kalten Progression nach dem Jahr 2020 ergeben. In der

Diskussion befindlich oder bereits angekündigt sind weitere Steuer-

mindereinnahmen, die beispielsweise aus der Erhöhung des Kinder-

geldes resultieren.

Der Koalitionsvertrag für die 16. Legislaturperiode des Landtages des

Saarlandes stellt alle im Koalitionsvertrag dargestellten kostenwirk-

samen Vereinbarungen unter einen allgemeinen Haushaltsvorbehalt.
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Teilschlussrate im Jahr 2020 rückt die Einhaltung der Vorgaben der

Schuldenbremse und des SanG als neuer Fixpunkt in den Mittelpunkt

der saarländischen Finanzpolitik. Die im Ländervergleich außeror-

dentlich niedrige, nach Abzug von Vorbelastungen verbleibende Fi-

nanzkraft des Landes stellt das Saarland vor eine große Herausforde-

rung. Dessen ungeachtet strebt die Landesregierung auch über das

Ende der laufenden Legislaturperiode hinaus die nachhaltige Umset-

zung von weiteren Maßnahmen im Interesse gleichwertiger Lebens-

verhältnisse an.

Im Rahmen der auf Bundesebene eingerichteten Kommission zur

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in Deutschland hat sich das

Saarland für eine zielgerichtete Unterstützung strukturschwacher Re-

gionen eingesetzt. Die insbesondere auch von der saarländischen

Landesregierung mit allen Kräften unterstützte Entlastung der Kom-

munen von überbordenden Kassenkrediten durch den Bund in Ergän-

zung und zur Unterstützung des Saarlandpakts fand bislang keine

Mehrheit. Gleichwohl sieht das Konjunkturpaket der Bundesregie-

rung zur Bewältigung der Corona-Pandemie wichtige Elemente zur

Entlastung der Kommunen vor, die auch von der Facharbeitsgruppe

Kommunale Altschulden, in der das Saarland den Co-Vorsitz inne-

hatte, herausgearbeitet worden waren. So hatte diese Arbeitsgruppe

als Ergebnis festgehalten, dass die Sozialausgaben zu den Hauptur-

sachen der kommunalen Haushaltsprobleme gehören. Alle Länder,

Städtetag sowie der Städte- und Gemeindebund hatten die gemein-

same Erwartung an den Bund formuliert, dass dieser seiner Verant-

wortung gerecht wird und die Länder bei der Bewältigung dieser Si-

tuation unterstützt. Im genannten Konjunkturpaket übernimmt nun

der Bund künftig dauerhaft bis zu 74 % der Kosten der Unterkunft

statt wie bisher bis zu 50 %. Zusätzlich sieht der eingerichtete Kom-

munale Schutzschirm vor, dass die für dieses Jahr zu erwartenden

Ausfälle bei der Gewerbesteuer von rd. 12 Mrd. Euro je zur Hälfte von

Bund und Ländern übernommen werden. Mit dem Saarlandpakt so-

wie dem eigenen kommunalen Schutzschirm leistet das Land seinen

eigenen originären Beitrag und trägt zur Verbesserung der finanziel-

len Situation der saarländischen Kommunen bei.
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Neben die finanzpolitischen Risiken treten Unsicherheiten, insbeson-

dere durch die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Sofern sich Ab-

wärtsrisiken realisieren oder der Pandemieverlauf weitere Haus-

haltsrisiken auslöst, würde dies für die öffentlichen Haushalte insge-

samt, insbesondere aber für hoch vorbelastete finanzschwache Län-

der wie das Saarland eine äußerst schwierige Herausforderung dar-

stellen. Da sich der weitere Verlauf der Pandemie nur eingeschränkt

vorhersagen lässt, ist angesichts der drohenden Risiken und der Tat-

sache, dass das Saarland aufgrund seiner Exportabhängigkeit beson-

ders von einer etwaigen weiteren Eintrübung betroffen sein wird, eine

angemessene haushaltsmäßige Zurückhaltung erforderlich.

4.6 Sanierungsplanung

Das in der Verwaltungsvereinbarung zum Konsolidierungshilfenge-

setz vom 15. April 2011 für den Ausgangswert 2010 festgeschrie-

bene strukturelle Defizit des Saarlandes nach Konjunkturbereinigung

beträgt 1.247,5 Mio. Euro. Hieraus ergaben sich die Werte, mit denen

das Defizit bis zum Jahr 2020 in zehn gleichmäßigen Schritten auf 0

Euro zurückzuführen ist. Abbildung 1 stellt für den Zeitraum 2011 bis

2020 die Defizitobergrenzen, die realisierten bzw. geplanten Defizite

und die sich daraus ergebenden Sicherheitsabstände dar.

Das Saarland hat jährlich gegenüber dem Stabilitätsrat die Einhaltung

der Defizitabbaugrenzen in einem sog. Konsolidierungsbericht nach-

gewiesen. In der Beschlussfassung des Stabilitätsrates vom 22. Juni

2020 ist festgehalten, dass das Saarland im Haushaltsjahr 2019 das

zweite Jahr in Folge eine Nettotilgung erzielt hat.

Für das Jahr 2020 ff. gelten die strengeren Vorgaben der Schulden-

bremse (Art. 109 Abs. 3 GG). Danach sind die Haushalte grundsätz-

lich ohne Nettoneuverschuldung aufzustellen. Gemäß dem Haus-

haltsplan für das Jahr 2020 vor Nachtrag ergibt sich eine Nettoschul-

dentilgung in Höhe von 80 Mio. Euro.
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Die Landesregierung will die in den nächsten Jahren angestrebte und

zugleich notwendige Schuldentilgung auf das Sondervermögen Zu-

kunftsinitiative II konzentrieren, um die dort aufgelaufene Verschul-

dung möglichst schnell vollständig zurückzuführen.

4.7 Verankerung der Schuldenbremse in saarländischem

Landesrecht

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 91c, 91d,

104b, 109, 109a, 115, 143d) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2248) wur-

den die Beschlüsse der Gemeinsamen Kommission von Bundestag

und Bundesrat zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbezie-

hungen (Föderalismuskommission II) umgesetzt. Durch das Gesetz

sind für Bund und Länder neue Regelungen zur Begrenzung der Kre-

ditaufnahme in das Grundgesetz eingefügt worden. Der geänderte Ar-

tikel 109 GG verpflichtet die Länder, ihre Haushalte ohne Einnahmen

aus Krediten auszugleichen, soweit nicht konkret bestimmte Ausnah-

metatbestände vorliegen. Die nähere Ausgestaltung für die Haushalte

der Länder regeln diese im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen

Kompetenzen. Die landesgesetzliche Regelung kann Ausnahmen zur

symmetrischen Berücksichtigung konjunktureller Entwicklungen und
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bei Naturkatastrophen oder in außergewöhnlichen Notsituationen

vorsehen.

Der Landtag des Saarlandes hat am 10.04.2019 das Gesetz Nr. 1961

zur Umsetzung der grundgesetzlichen Schuldenbremse und zur

Haushaltsstabilisierung beschlossen. Ab dem Jahr 2020 ist das Saar-

land gemäß Sanierungshilfengesetz u. a. dazu verpflichtet, eine haus-

haltsmäßige Nettoschuldentilgung von jahresdurchschnittlich 80

Mio. Euro zu erreichen, um die Voraussetzungen für die vollständige

Auszahlung der Sanierungshilfen von 400 Mio. Euro jährlich zu schaf-

fen. Zur Unterstützung der erforderlichen Schuldentilgung im Kon-

junkturverlauf und auch bei steigenden Zinsen sind im saarländi-

schen Gesetz zur Verankerung der grundgesetzlichen Schulden-

bremse im Landesrecht und zur Begleitung des Sanierungshilfenge-

setzes ein Sondervermögen „Konjunkturausgleichsrücklage“ sowie

ein Sondervermögen „Zinsausgleichsrücklage“ eingerichtet worden.

Diese Maßnahmen tragen einerseits den Anforderungen der Schul-

denbremse Rechnung und dienen andererseits der Realisierung der

Tilgungsvorgaben des Sanierungshilfengesetzes. Die Verwaltungs-

vereinbarung zum Sanierungshilfengesetz wurde am 12. Juni 2019

unterzeichnet.

Die landesrechtliche Umsetzung der Schuldenbremse und zur Beglei-

tung des Sanierungshilfengesetzes dient der langfristigen Sicherung

der finanziellen Handlungsfähigkeit des Landes. Das Gesetz sieht in §

4 Abs. 2 eine Verordnung zum Verfahren der Konjunkturbereinigung

vor, die der Zustimmung des Landtages bedarf. Der Landtag hat dem

Verordnungsentwurf in seiner 36. Plenarsitzung vom 12. Februar

2020 zugestimmt (Drucksache 16/1178).

4.8 Langfristprojektion

Die seitens der Landesregierung angestrebte nachhaltige Stabilisie-

rung der Haushaltslage des Saarlandes und sukzessive Überwindung

der Ursachen der niedrigen, nach Abzug von Vorbelastungen, verblei-

benden Finanzkraft setzt auf einer aus heutiger Sicht zu erwartenden

Entwicklung der Haushaltseckdaten auf.

Umsetzung der

Schuldenbremse

Konjunkturberei-

nigung
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Nachstehend werden die Haushaltseckwerte bis 2030 dargestellt.

Daraus ergibt sich u.a. die weitere Entwicklung des Schuldenstandes,

wenn es unter Berücksichtigung der Pandemieeffekte gelingt, dauer-

haft die Sanierungsvorgaben einzuhalten:

TABELLE 1: LANGFRISTPLANUNG BIS ZUM JAHR 2030
2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

Bereinigte
Einnah-
men

4.967 5.065 5.183 5.307 5.434 5.565 5.699

Personal-
ausgaben 1.932 1.977 2.024 2.072 2.120 2.170 2.221

Investiti-
onsausga-
ben

461 470 479 489 499 509 519

Bereinigte
Ausgaben 4.958 5.057 5.174 5.299 5.426 5.557 5.691

Finanzie-
rungs-
saldo

80 80 80 80 80 80 80

Kredit-
markt-
schulden1

14.326 14.246 14.165 14.085 14.004 13.924 13.844

Zinssteu-
erquote 6,6 6,4 6,3 6,1 6,0 5,8 5,7

Unberücksichtigt sind hier die Schuldenstandsveränderungen aus

dem Saarlandpakt. Die vorgesehenen Tilgungsbeträge in Höhe von 80

Mio. Euro führen allmählich zu einem langsamen, aber nachhaltigen

Rückgang des Schuldenstandes, dem eine kontinuierliche Erhöhung

der Einnahmen des Landes gegenübersteht, so dass sich insofern die

verbleibende Finanzkraft des Landes schrittweise verbessert. Deutli-

cher wird die Verbesserung der Haushaltslage noch an der sinkenden

Zinssteuerquote.

Die Realisierung dieser Fortschritte bei der nachhaltigen Normalisie-

rung der Haushaltslage des Saarlandes setzt voraus, dass die Ausga-

benentwicklung den zur Verfügung stehenden Rahmen der Einnah-

men nach Abzug der notwendigen Schuldentilgung nicht übersteigt.

1 Erfasst sind die Kreditmarktschulden des Kernhaushalts ohne jene der Sondervermö-
gen „Zukunftsinitiative II“ und „Saarlandpakt“
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5. Eckdaten der finanzwirtschaftlichen Entwicklung

Der vorliegende Finanzplan 2020 - 2024 stellt die voraussichtliche fi-

nanzwirtschaftliche Entwicklung unter besonderer Berücksichtigung der

einschlägigen Haushaltseckdaten dar.

5.1 Einnahmen

Die Steuereinnahmen, die Bundesergänzungszuweisungen und die

Sanierungshilfen stellen die wichtigsten Einnahmepositionen im

Landeshaushalt dar. Die entsprechenden Ansätze entsprechen für

die Jahre 2021 und 2022 den Ansätzen im Regierungsentwurf zum

Doppelhaushalt 2021/2022 und basieren ebenso wie die Finanzpla-

nungsansätze 2023 und 2024 auf den Ergebnissen der Regionalisie-

rung der Steuerschätzung vom Mai 2020. Die Ansätze 2020 sind in-

klusive des Nachtragshaushaltes ausgewiesen.

Im Rahmen des neuen Finanzausgleichs sind Umsatzsteuervertei-

lung und Länderfinanzausgleich in einer Stufe zusammengefasst und

es wurden Bundesergänzungszuweisungen zum Ausgleich der un-

terdurchschnittlichen Gemeindefinanzkraft und der Forschungsför-

derung eingeführt. Berücksichtigt sind auch die absehbaren weiteren

Entlastungen u.a. bei der Lohn- und Einkommensteuer sowie die avi-

sierte Verlängerung der Bundesbeteiligung an den Kosten zur Unter-

bringung und Integration von Flüchtlingen. Die zu erwartenden Steu-

ermindereinnahmen in Folge der Corona-Steuerhilfegesetze sind in

Form von globalen Steuermindereinnahmen erfasst. Mit gleicher Me-

thodik sind auch die Auswirkungen der absehbaren demografischen

Entwicklung eingerechnet. Das Saarland verliert weiterhin Einwoh-

neranteile, wodurch die Ansprüche des Saarlandes gegenüber dem

bundesstaatlichen Finanzausgleich ceteris paribus sinken.

Dem Finanzplan 2020 - 2024 liegt insgesamt folgende Entwicklung

der Steuereinnahmen und der Einnahmen aus dem bundesstaatli-

chen Finanzausgleich zugrunde:



Finanzplan des Saarlandes 2020 - 2024

Seite 37

TABELLE 2: STEUEREINNAHMEN, ZUWEISUNGEN IM
LÄNDERFINANZAUSGLEICH UND
BUNDESERGÄNZUNGSZUWEISUNGEN

steuerabhängige Ein-
nahmen 2019 2020 2021 2022 2023 2024

1. Steuereinnahmen in
Mio. €

a) Gemeinschafts-
steuern

3.066,1 2.856,6 3.171,8 3.275,1 3.375,5 3.501,1

b) Landessteuern 221,3 204,2 221,8 224,0 227,2 230,2

c) Globale Steuer-
mehr-/-minder-
einnahmen

0,0 -97,2 -75,0 -67,1 -91,0 -116,1

nachrichtlich:

Steuerähnliche Abga-
ben

18,0 15,7 17,0 17,0 16,9 16,9

Summe Steuereinnah-
men in Mio. € 3.287,4 2.963,6 3.318,5 3.432,0 3.511,7 3.615,2

Veränderungsrate in
vH

-9,9 12,0 3,4 2,3 2,9

2. Zuweisungen im Län-
derfinanzausgleich in
Mio. €

189,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3. Bundesergänzungs-
zuweisungen in Mio.
€

152,1 243,1 287,8 303,2 313,3 326,7

Steuereinnahmen, LFA
und BEZ in Mio. € 3.628,7 3.206,7 3.606,3 3.735,2 3.825,0 3.941,9

Veränderungsrate der
steuerabhängigen Ein-
nahmen (ohne steuer-
ähnliche Abgaben) in vH

-11,6 12,5 3,6 2,4 3,1

Kompensationsbetrag für
den Wegfall der Kraft-
fahrzeugsteuer in Mio. €

119,3 119,3 119,3 119,3 119,3 119,3

steuerabhängige Einnah-
men in Mio. €

3.747,9 3.325,9 3.725,6 3.854,5 3.944,3 4.061,2

Die Steuerschätzung vom Mai 2020 hatte mit massiven Einnahme-

einbrüchen aufgewartet. Die Steuermindereinnahmen für 2020 be-

liefen sich laut Steuerschätzung Mai auf geschätzt 543 Mio. Euro ge-

genüber dem Haushaltsplan. Im Rahmen des Nachtragshaushaltes

2020 wurden weitere Mindereinnahmen in Höhe von 80 Mio. Euro

für das auf den Weg gebrachte zweite Corona-Steuerhilfegesetz be-

rücksichtigt. In Summe ergaben sich 623 Mio. Euro Steuerminderein-

nahmen gegenüber dem Haushaltsplan 2020.

Die außerordentliche Steuerschätzung vom September 2020 hat die

Schätzwerte für 2020 zwar nach oben korrigiert. Für die Jahre ab
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2021 fallen die Ergebnisse aber nur unter Berücksichtigung angekün-

digter Steuerrechtsänderungen zu Lasten des Bundes und zugunsten

der Länder annähernd auf dem Niveau der Mai-Steuerschätzung aus.

In 2021 und 2022 ist gemäß der Mai-Steuerschätzung 2020 mit

Steuerausfällen von insgesamt weiteren 248 Mio. und 227 Mio. Euro

gegenüber der Finanzplanung 2019-2023 zu rechnen. Dies sind 5,1

bzw. 4,6 Prozent des Haushaltsvolumens.

Die Regionalisierung der Mai-Steuerschätzung prognostiziert weiter-

hin für das Saarland einen Einbruch der Steuereinnahmen im Ver-

gleich zu Oktober 2019 in Höhe von 183 Mio. Euro bezogen auf das

Jahr 2023 und 180 Mio. Euro bezogen auf das Jahr 2024. Die Korrek-

tur der Ansätze für die steuerabhängigen Einnahmen wird dabei ins-

besondere von den konjunkturabhängigen Gemeinschaftssteuern

bestimmt.

5.2 Ausgaben

5.2.1 Gesamtausgaben

Der Doppelhaushalt 2021/2022 sieht Ausgaben in Höhe von

4.893 Mio. Euro für 2021 und 4.983 Mio. Euro in 2022 vor.

TABELLE 3: ENTWICKLUNG DER BEREINIGTEN AUSGABEN

bereinigte Aus-
gaben 2020 2021 2022 2023 2024

bereinigte Aus-
gaben in Mio. € 4.772,5 4.893,4 4.983,3 4.815,1 4.878,1

Veränderung
zum Vorjahr

in Mio. € 285,4 120,8 89,9 -168,1 63,0

in vH + 6,4 + 2,5 + 1,8 - 3,4 + 1,3

Für die Zeit nach dem Doppelhaushalt 2021/2022 weist die Fi-

nanzplanung für die Jahre 2023 und 2024 aus heutiger Sicht sig-

nifikante globale Minderausgaben aus, deren Bewältigung durch
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weitere Konsolidierungsmaßnahmen zu bewerkstelligen sein

wird. Ihre Ursache haben diese globalen Minderausgaben einer-

seits in den oben skizzierten Steuermindereinnahmen, anderer-

seits aber auch in den Tarifergebnissen im öffentlichen Dienst, in

Verfassungsgerichtsurteilen und durch die Bundespolitik ausge-

löste Mehrausgaben in den verschiedensten Aufgabenbereichen

(z.B. Ganztagsschulen, Eingliederungshilfe, Städtebauförderung,

Pakt für den Rechtsstaat, öffentlicher Gesundheitsdienst).  Die

Globalen Minderausgaben belaufen sich in den Jahren 2023 und

2024 auf 286 Mio. Euro bzw. 299 Mio. Euro. Nach Berücksichti-

gung und Verrechnung dieser globalen Minderausgaben ergibt

sich der in Tabelle 3 ausgewiesene Rückgang der bereinigten Aus-

gaben beim Sprung von 2022 nach 2023. Eine Auflösung der Min-

derausgaben ist grundsätzlich auch auf der Einnahmenseite mög-

lich.

Angesichts dieser Handlungsbedarfe ist es dringend erforderlich,

die richtigen Weichenstellungen vorzunehmen, um auch mittel-

fristig eine Einhaltung der Vorgaben von § 1 Abs. 1 und Abs. 5

HStabG und des SanG gewährleisten zu können. Die nachhaltige

Konsolidierung, eine Orientierung der Personalschlüssel an den

finanzschwachen westdeutschen Flächenländern und  Ausga-

bendisziplin sind Grundvoraussetzungen für dieses Ziel.

5.2.2 Personalaufwand

Bundesweit und auf einer niedrigeren Entwicklungslinie auch im

Saarland ist in den Jahren 2015 bis 2017 eine demographische

Entwicklung eingetreten, die sich signifikant von den Prognosen

aus der koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung unter-

scheidet, wie sie auch dem Sanierungsprogramm 2012 - 2016

des Saarlandes zugrunde gelegen hat. Ursächlich für die Abwei-

chungen sind vor allem gestiegene Geburtenzahlen und eine un-

erwartet starke Zuwanderung. Diese veränderte demographische

Entwicklung hat sich zunächst in Verbindung mit einer insgesamt

sehr wettbewerbsfähigen Verfassung der deutschen Volkswirt-

schaft positiv auf die wirtschaftliche Dynamik ausgewirkt und
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mittelbar auch die steuerabhängigen Einnahmen von Bund, Län-

dern und Kommunen positiv beeinflusst. Kehrseite dieser Ent-

wicklung sind zum Teil erhebliche Personalmehrbedarfe in ver-

schiedenen Bereichen der öffentlichen Verwaltung, die zu den

ebenfalls bundesweit feststellbaren erhöhten Anforderungen im

Bereich der öffentlichen Sicherheit und zu weiteren bundespoli-

tischen Vorgaben etwa im Zuge der Umsetzung des Bundesteil-

habegesetzes und anderer bundesgesetzlicher Neuerungen hin-

zutreten.

Die Landesregierung verfolgt das Ziel, die Besoldungssituation im

Saarland schrittweise zu verbessern, um bei der Akquisition von

Personal im Ländervergleich wettbewerbsfähig zu bleiben. Be-

reits beschlossen und im vorliegenden Finanzplan berücksichtigt

sind die im Spitzengespräch mit den Gewerkschaften vereinbarte

gegenüber den vergangenen Jahren vorgezogene und im Jahr

2021 überdurchschnittliche Besoldungserhöhung und Versor-

gungsanpassung, der Wegfall der Kürzung der Eingangsbesol-

dung, die Anhebung der ruhegehaltsfähigen Zulage im Bereich

der Hauptschullehrer/innen, die Anhebung der Beihilfe für Heil-

behandlungen sowie die zukünftige Berücksichtigung von Kinder-

erziehungszeiten als Vordienstzeit im Rahmen der besoldungs-

rechtlichen Erfahrungsstufen. Auch die Fortführung des im Län-

dervergleich hohen Personalbestands sowohl im Schulbereich

als auch im Bereich der Polizei bei rückläufigen Schüler- und Ein-

wohnerzahlen wegen einerseits bildungs- und andererseits si-

cherheitspolitischer Anforderungen bringt eine Erhöhung der Per-

sonalausgaben auf der Zeitachse mit sich.

Im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie wurden insbe-

sondere die Sparmaßnahmen im Lehrerbereich ausgesetzt. Wei-

terhin wurden im Rahmen des Nachtragshaushaltes Mittel für zu-

sätzliche Zeitverträge eingestellt und im Regierungsentwurf zum

Doppelhaushalt 2021/2022 bedarfsorientiert in verschiedenen

Aufgabenbereichen Stellen neu geschaffen. Dies führt zu einem

letztlich unabweisbaren Anstieg der Personalausgaben gegen-

über der letztjährigen Finanzplanung.
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TABELLE 4: ENTWICKLUNG DER PERSONALAUSGABEN

Personalausgaben 2020 2021 2022 2023 2024

Personalausgaben in
Mio €

1.680,9 1.801,9 1.845,9 1.891,6 1.931,5

Veränderungsrate in
vH

2,8 7,2 2,4 2,5 2,1

davon Versorgung in
Mio €

574,0 600,3 618,5 635,1 649,9

Veränderungsrate in
vH

5,0 4,6 3,0 2,7 2,3

Anteil Personalausga-
ben an den bereinig-
ten Ausgaben in vH

35,2 36,8 37,0 39,3 39,6

Anteil Versorgungs-
ausgaben an den Per-
sonalausgaben in vH

34,1 33,3 33,5 33,6 33,6

Zur Finanzierung des weiterhin starken Anstiegs der Versor-

gungsausgaben wird im Finanzplanungszeitraum die aufgelau-

fene Versorgungsrücklage planmäßig zur Stabilisierung der Ver-

sorgungslast eingesetzt. Die Landesregierung hat in ihrem Versor-

gungsbericht im Jahr 2017 festgestellt, dass die Anzahl der Ver-

sorgungsempfänger im Saarland bis 2024 weiter ansteigen wird,

wobei sich der Zuwachs allmählich abflachen wird. Ab dem Jahr

2025 ist mit sinkenden Fallzahlen zu rechnen. Der verglichen mit

den übrigen Personalausgaben stärkere relative Anstieg der Ver-

sorgungsausgaben spiegelt sich auch in der aktuellen Finanzpla-

nung wider.

Die für den Landesbereich entwickelte Entnahmestrategie sieht

vor, die bis 2017 aufgelaufene Versorgungsrücklage entspre-

chend den für die Jahre 2017 bis 2025 errechneten modifizierten

Belastungsquoten schrittweise zur Entlastung von Versorgungs-

aufwendungen einzusetzen. Die Höhe der aus dem Sondervermö-

gen des Landes entnommenen Mittel wird entsprechend § 7 Abs.

1 Satz 2 des Gesetzes über Versorgungsrücklagen im Saarland in

dem jeweiligen Haushaltsgesetz geregelt. Die in 2019 ausgesetzte

Entnahme wird in 2021 und 2022 nachgeholt.
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TABELLE 5: ZUFÜHRUNGEN AUS DER VERSORGUNGSRÜCKLAGE

Versorgungsrücklage 2020 2021 2022 2023 2024

Zuführungen aus der Ver-

sorgungsrücklage in Mio. €  40,7  54,8  48,0  25,5  16,2

Da die Versorgungsrücklage sukzessive aufgebraucht sein wird,

hat der Landtag mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2019/2020 die

Einrichtung des Sondervermögens „Pensionsfonds Saarland“ be-

schlossen. Sie folgt damit dem Beispiel der Mehrzahl der Länder

und des Bundes. Das Sondervermögen dient der zusätzlichen Ab-

sicherung der langfristigen Finanzierung der Versorgungsausga-

ben der Beamten und Richter des Landes. Die dem Sondervermö-

gen des Landes zufließenden Mittel einschließlich der Erträge

sind in Schuldscheindarlehen des Landes zu marktüblichen Be-

dingungen anzulegen. Die jährliche Zuführung der Mittel erfolgt

nach Maßgabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes. Die Zuführun-

gen für die Jahre 2020 bis 2022 sind mit 3 Mio. Euro pro Jahr ver-

anschlagt.
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ABBILDUNG 2: ENTWICKLUNG VON AKTIVENBEZÜGEN SOWIE
VERSORGUNG UND BEIHILFE

5.2.3 Investitionsausgaben

Die Landesregierung hat für die neue Legislaturperiode eine In-

vestitionsoffensive vereinbart und mit dem Doppelhaushalt

2019/2020 im Jahr 2020 die Weichen für die kommenden Jahre

gestellt. Ziel der Landesregierung ist es, die öffentliche Infrastruk-

tur durch deutlich erhöhte Investitionsausgaben zu erhalten und

im notwendigen Umfang zu modernisieren und auszubauen.

Hinzu treten Maßnahmen, mit denen die Wirtschafts- und Finanz-

kraft des Landes nachhaltig weiter erhöht werden soll, um die Ab-

hängigkeit des Landes von besonderen bundesstaatlichen Aus-

gleichszahlungen auch insoweit zu begrenzen. Ein besonderes

Augenmerk legt die Landesregierung dabei auf die Bereiche Bil-

dung, Digitalisierung, Forschung und Entwicklung.

Die in der Tabelle 6 dargestellten Investitionsausgaben umfassen

nur die im Kernhaushalt des Landes ausgewiesenen Maßnahmen.

Zusätzlich sind Straßenbau- und Tiefbaumaßnahmen im Wirt-

schaftsplan des Landesbetriebes für Straßenbau zu berücksichti-

gen. Hinzu treten außerdem Investitionsausgaben in den Sonder-

vermögen. Hier sind insbesondere auch jene des Sondervermö-

957,3
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gens zur Bewältigung der finanziellen Folgen der Pandemie zu be-

rücksichtigen. Die Ausgabenpositionen dieses Sondervermögens

sind gesondert im nächsten Unterkapitel erfasst.

TABELLE 6: ENTWICKLUNG DER INVESTITIONSAUSGABEN

Investitionen 2020 2021 2022 2023 2024

I. Sachinvestitionen in Mio.
€

1. Erwerb von bewegli-
chen und unbewegli-
chen Sachen

32,0 36,6 36,2 26,7 22,1

2.  Baumaßnahmen 67,3 55,6 70,9 75,5 75,6

II. Investitionsfördermaß-
nahmen in Mio. € 351,2 331,2 332,4 362,9 363,1

Insgesamt 450,5 423,4 439,5 465,2 460,8

 Veränderung gegenüber
Vorjahr

a) absolut in Mio € + 39,7 - 27,0 + 16,0 + 25,7 - 4,4

b) in vH + 9,7 - 6,0 + 3,8 + 5,9 - 0,9

Anteil an den bereinigten
Ausgaben 9,4 8,7 8,8 9,7 9,4

Die Investitionsausgaben des Jahres 2021 liegen rd. 58 Mio. Euro

über dem Planwert des Jahres 2018. Gegenüber 2020 drückt sich

in den Zahlen für 2021 / 2022 u.a. die Umwidmung von Ansätzen

zugunsten des Bauunterhalts aus. Zugleich sind die Investitions-

ausgaben im Sondervermögen Zukunftsinitiative I angehoben

worden.

5.2.4 Sondervermögen Pandemie

Die pandemiebezogenen Kosten werden in einem Sondervermö-

gen „zur Bewältigung der finanziellen Folgen der Covid-19-Pan-

demie“ abgewickelt. Das Sondervermögen ist auf 3 Jahre angelegt

und mit einem Gesamtkreditrahmen von 1,4 Mrd. Euro ausgestat-

tet. Hiervon entfallen 690 Mio. Euro auf das Jahr 2020.

Das Volumen der pandemiebezogenen Ausgaben des Nachtrags-

haushaltes 2020 beträgt rund 760 Mio. Euro und umfasst dabei

insbesondere die Bereiche Gesundheitsschutz und -vorsorge
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(168 Mio. Euro), Rettungsschirme für Kommunen, von der Pande-

mie betroffene Personen, Unternehmen und Vereine (350 Mio.

Euro) sowie Digitalisierung (140 Mio. Euro). Die Maßnahmen im

Bereich Digitalisierung dienen der Bewältigung der Pandemie und

sind unabdingbar, um im Falle neuer Infektionswellen die Hand-

lungsfähigkeit in den Schulen, in der Verwaltung und in den Kom-

munen wirksam zu sichern.

TABELLE 7: SONDERVERMÖGEN PANDEMIE

Sondervermögen Pandemie 2020 2021 2022 SUMME

Gesamtausgaben 758,7 408,6 295,5 1.462,8

davon investive Ausgaben 201,3 79,6 54,0 335,0

davon konsumtive Ausgaben 557,4 329,0 241,5 1.127,8

Einnahmen 758,7 408,6 295,5 1.462,8

davon Kreditaufnahme 690,7 408,6 295,5 1.394,8

davon sonstige Einnahmen 68,0 0,0 0,0 68,0

5.2.5 Finanzielle Beziehungen zwischen Land und Kom-

munen

Auch die Finanzlage der saarländischen Kommunen ist ange-

spannt. Zudem belasten die finanziellen Auswirkungen der Pan-

demie auch die saarländischen Kommunen.

Die Landesregierung verfolgt das Ziel, auch auf kommunaler

Ebene eine nachhaltige Überwindung der bestehenden Haus-

haltsschieflage zu ermöglichen und diesen Prozess nachhaltig zu

unterstützen. Mit dem Saarlandpakt wird eine Teilentschuldung

der Kommunen in Höhe von 1 Mrd. Euro bzw. von mehr als der

Hälfte ihrer Kassenkredite bewirkt. Teil des Saarlandpakts sind

zudem Investitionszuweisungen in Höhe von jährlich 20 Mio.

Euro, die in Höhe von 5 Mio. Euro für diejenigen Kommunen re-

serviert sind, die nur in geringem Umfang von der Teilentschul-

dung profitieren. Zudem profitieren auch die saarländischen

Kommunen direkt oder indirekt von der Investitionsoffensive des

Landes.
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Das Saarland gewährt neben den steigenden Mitteln aus dem

kommunalen Finanzausgleich Zuschüsse zu Investitionen und

Erstattungen (s. Tabelle 9). Daneben profitieren die saarländi-

schen Kommunen ganz erheblich von den Mitteln der Kommu-

nalinvestitionsförderungsgesetze des Bundes, mit denen die

kommunale Infrastruktur ertüchtigt werden soll.

TABELLE 8: ZAHLUNGEN DES LANDES AN DIE GEMEINDEN UND
GEMEINDEVERBÄNDE

2020 2021 2022 2023 2024

1. Kommunaler Finanz-
ausgleich

700,7 700,7 700,7 711,0 731,6

Veränderungsrate in vH 2,6 0,0 0,0 1,5 2,9

2. sonst. Zuweisungen für
Investitionen 88,8 85,0 84,2 87,0 86,6

3. Erstattungen 204,1 198,6 197,7 203,1 208,0

Zahlungen des Landes
an Kommunen in Mio. € 993,7 984,4 982,7 1.001,2 1.026,3

Veränderungsrate in vH 8,2 -0,9 -0,2 1,9 2,5

Kommunalquote in vH  22,1 20,6 20,1 20,1 21,3

2

Ein zentrales Element des Nachtragshaushalts stellt der kommu-

nale Schutzschirm dar (siehe auch Kap. 3.4). Mit Blick auf die ab-

sehbar bis in das Jahr 2022 reichenden finanziellen Konsequen-

zen der Pandemie und zur Absicherung des mit dem Saarlandpakt

verfolgten Ziels der Bewältigung der kommunalen Kassenkredite

spannt das Land für die saarländischen Kommunen einen umfas-

senden Schutzschirm auf. Ziel ist, den Kommunen trotz der

Corona-Krise die Einhaltung des finanziellen Gesundungsprozes-

ses zu ermöglichen und ihre Investitionskraft zu wahren. Dazu ge-

währt das Land den Kommunen anknüpfend an die Maßnahmen

des Bundes einen weitreichenden Ausgleich für die finanziellen

Belastungen im Zuge der Pandemie. Der finanzielle Ausgleich

konzentriert sich auf die Steuermindereinnahmen sowie die zu-

sätzlichen Belastungen im Bereich der Kosten der Unterkunft und

2 Zuwachsrate mit Vorjahr aufgrund struktureller Änderungen nicht aussagekräftig.
Abweichungen in den Summen ergeben sich aus der Rundung von Zahlen
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der Heizung (KdU). Darüber hinaus wirkt das Land erheblichen

Einbußen beim KFA entgegen, der von den Steuermindereinnah-

men des Landes indirekt betroffen ist. Der kommunale Schutz-

schirm besteht dabei im Wesentlichen aus drei Elementen

1. Während der Bund 50 % der Gewerbesteuerausfälle des Jah-

res 2020 übernehmen will, gleicht das Land weitere 50 % der

Gewerbesteuerausfälle in den Jahren 2020 bis 2022 aus.

2. Während der Bund seinen Anteil an den KdU von derzeit bis

zu 50 % auf bis zu 75 % anhebt, will das Land die Kommunen

zusätzlich für den Zeitraum 2020 bis 2022 bei den KdU mit

Festbeträgen entlasten (insgesamt 25 Mio. Euro: 10 Mio. Euro

in 2020 und 2021, 5 Mio. Euro in 2022).

3. Das Land sichert den Kommunen im Zeitraum 2020 bis 2022

das KFA-Volumen in Höhe des Haushaltsansatzes für 2020

zu.

Die Auswirkungen der pandemiebedingten Steuereinnahmeaus-

fälle des Landes auf den KFA übernimmt das Land dabei in voller

Höhe. Die Auswirkungen der konjunkturbedingten Steuereinnah-

meausfälle des Landes auf den KFA gleicht das Land durch eine

Vorfinanzierung aus. Wenn sich auf Landesebene nach dem Kon-

junkturbereinigungsmechanismus eine positive Konjunkturkom-

ponente ergibt, muss das Land die aktuell entstehende konjunk-

turbedingte Neuverschuldung zurückführen. Frühestens ab dem

Jahr 2027 wird auch die Vorfinanzierung des KFA zurückgeführt,

indem konjunkturbedingte KFA-Mehrzahlungen mit der Vorfinan-

zierung verrechnet werden. Der KFA wird außerdem um die nach

diesen beiden Ausgleichsstufen verbleibende Differenz zum ak-

tuellen KFA-Niveau aufgestockt.

Nach Maßgabe des Wirtschaftsplans des „Sondervermögens zur

Bewältigung der finanziellen Folgen der Covid-19-Pandemie“ (Ba-

sis: Nachtragshaushalt 2020, Regierungsentwurf 2021/2022)

stehen den Kommunen in den Jahren 2020 bis 2022 im Rahmen

des kommunalen Schutzschirms - Steuern - 190 Mio. Euro als Er-

satzleistungen an die Gemeinden für Steuerausfälle in Folge der
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Covid-19-Pandemie zur Verfügung. Das Gesetz über den kommu-

nalen Schutzschirm in Folge der Covid-19-Pandemie schafft die

rechtliche Grundlage für die Verteilung der Ersatzleistungen auf

die Gemeinden.

5.3 Entwicklung der Haushaltskennziffern

Die einschlägigen Haushaltskennziffern belegen, dass sich das Saar-

land trotz erheblicher Konsolidierungsfortschritte und des Einstiegs

in die Schuldentilgung nach wie vor in einer schwierigen Haushalts-

lage befindet. Infolgedessen verharren die Werte für die Zins-Ausga-

benquote weiter auf einem im Ländervergleich hohen Niveau und die

Zins-Steuer-Quote sinkt im Finanzplanungszeitraum nur langsam.

Für die kommenden Jahre ist trotz des pandemiebedingten Schulden-

anstiegs mit einem weiteren Rückgang der Zinsausgaben des Landes

zu rechnen. Bei einem wieder ansteigenden Zinsniveau sind in der

Folgezeit steigende Zinsausgaben trotz fortschreitender Schuldentil-

gung zu erwarten.

Mit dem Sondervermögen Zinsausgleichsrücklage wurde ein weite-

rer Beitrag zur Verstetigung der Entwicklung des Landeshaushalts ge-

leistet. Die jährlichen Zuführungen sollen in Abhängigkeit der Ent-

wicklung der zukünftigen Zinsausgaben bestimmt werden. Im Rah-

men der angespannten pandemiebedingten Haushaltslage und vor

dem Hintergrund der Erwartungen bezüglich eines bis auf Weiteres

niedrigen Zinsniveaus wird dieser Mechanismus vorläufig im Finanz-

planungszeitraum ausgesetzt.
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TABELLE 9: ENTWICKLUNG DER NETTOKREDITAUFNAHME, DER
ZINSAUSGABEN, DER ZINS-AUSGABENQUOTE SOWIE DER
ZINS-STEUERQUOTE

Nettokreditaufnahme,
Zinsen 2020 2021 2022 2023 2024

1. Nettokreditaufnahme
in Mio. € 506,0 85,0 62,0 35,0 0,0

2. Zinsausgaben in Mio.
€ 354,9 298,2 297,3 270,0 270,0

3. Tilgungsausgaben in
Mio. € 0,0 80,0 80,0 80,0 80,0

4. Zins-/Ausgaben-
quote3 in vH + 7,4 + 6,1 + 6,0 + 5,6 + 5,5

5. Zins-/Steuerquote4 in
vH 10,7 8,0 7,7 6,8 6,6

Bereits seit dem Jahr 2019 verpflichtet der Defizitabbaupfad gemäß

Konsolidierungshilfengesetz das Land zur Tilgung von Schulden. Ab

2020 gilt für das Saarland wie für alle Länder in der Bundesrepublik

die Schuldenbremse. In Zukunft darf es nur in besonders definierten

Ausnahmefällen noch eine Nettokreditaufnahme geben. Für die bei-

den Länder, die ab 2020 Sanierungshilfen erhalten (Bremen und

Saarland), gelten Tilgungsverpflichtungen (s. ausführlich Kapitel 4.4).

Im Zeitraum 2020 bis 2022 erfolgt regelkonform eine Kreditauf-

nahme zum Ausgleich der konjunkturbedingten Anteile der Steuer-

mindereinnahmen.

6. Aufgabenschwerpunkte

6.1 Vorbemerkung

Die Landesregierung hat durch eine konsequente Konsolidierungspo-

litik im Sanierungszeitraum bis 2019 und ihre Verhandlungserfolge

bei der Neuregelung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab 2020

wichtige Voraussetzungen für eine nachhaltig positive Entwicklung

3 Zinsausgaben in Relation zu den bereinigten Ausgaben (Abgrenzung Finanzplanungs-
rat).

4 Zinsausgaben in Relation zur Summe aus Steuereinnahmen (ohne steuerähnliche Ab-
gaben), Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungszuweisungen.

Konsolidierung

als Basis für nach-

haltige Entwick-

lung
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des Saarlandes geschaffen. Die COVID-19-Pandemie darf diese Er-

folge nicht gefährden. Aus diesem Grund ergreift die Landesregierung

umfangreiche Maßnahmen, welche darauf gerichtet sind, die Folgen

der Krise abzumildern und für einen weiteren ungünstigen Verlauf

der Krise gerüstet zu sein.

Die Krise überlagert dabei das bestehende Sanierungsprogramm,

über dessen Umsetzung letztmalig im Frühjahr 2021 zu berichten

sein wird. Auch die Vorgaben des SanG werden durch die Pandemie

berührt, obschon auch die verpflichtende Mindesttilgung eingehalten

wird. Allerdings ist das Saarland aufgefordert, auf der Zeitachse die

Ursachen für die schwierige Haushaltslage schrittweise zu überwin-

den, indem es die Wirtschafts- und Finanzkraft stärkt, Schulden ab-

baut und durch eine bedarfsgerechte Steuerung der Zahl der Beam-

tinnen und Beamten zukünftige Versorgungsausgaben des Landes

begrenzt. Die Überwindung der Ursachen kann nur in einem länger-

fristigen Zeitraum gelingen. Weil die COVID-19-Pandemie im Finanz-

planungszeitraum tiefe Spuren hinterlässt, ist es eine ganz besondere

Herausforderung, parallel zur Krisenbewältigung diese letztgenann-

ten Vorgaben des SanG umzusetzen.

Kurz- und mittelfristig gilt es aber, die Voraussetzungen für die voll-

ständige Auszahlung der Sanierungshilfen in Höhe von 400 Mio. Euro

jährlich zu schaffen. Die vollständige Auszahlung der Sanierungshil-

fen ist durch Bundesgesetz an die Bedingung geknüpft, dass einer-

seits die Vorgaben des Artikels 109 Abs. 3 GG eingehalten werden

und das Land darüber hinaus den in § 2 Abs. 2 SanG spezifizierten

Tilgungsverpflichtungen nachkommt. Ab dem Jahr 2020 ist demnach

im Zwei-Jahres-Zeitraum eine haushaltsmäßige Tilgung in Höhe von

mindestens 50 Mio. Euro (ein Achtel der gewährten Sanierungshilfen)

zu leisten. Im Fünf-Jahres-Zeitraum beträgt die notwendige haus-

haltsmäßige Tilgung 80 Mio. Euro (ein Fünftel der gewährten Sanie-

rungshilfen). Soweit das Saarland diese Vorgaben verfehlt, sieht das

Sanierungshilfengesetz einen Teil-Einbehalt der Hilfen und höhere

Krise überlagert

Sanierungspro-

gramm

Sanierungshilfen

sichern
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Tilgungsverpflichtungen für die Folgejahre vor. Eine etwaige Nega-

tivabweichung von den Vorgaben würde damit zu permanent stei-

genden Konsolidierungsverpflichtungen in der Zukunft führen. Dies

gilt es zu vermeiden.

Mit Blick auf die Verpflichtung des Landes, die Wirtschafts- und Fi-

nanzkraft zu stärken und die Attraktivität des Landes zu bewahren,

hat die Landesregierung auch im Vorgriff auf das ab dem Jahr 2020

geltende SanG mit der Investitionsoffensive Saar, dem Saarlandpakt

sowie zahlreichen Maßnahmen zur weiteren Attraktivitätssteigerung

des Saarlandes (z. B. Elternbeitragsentlastung, Stärkung der Hoch-

schulhaushalte, Kollegium der Zukunft, Meisterbonus sowie „Arbeit

für das Saarland“ (ASaar) usw.) haushaltswirksame Festlegungen für

den Finanzplanungszeitraum getroffen. Daneben haben die Landes-

regierung und der Gesetzgeber mit Gesetz zur Umsetzung der grund-

gesetzlichen Schuldenbremse und zur Haushaltsstabilisierung ge-

wisse Vorkehrungen getroffen, um zukünftige Haushaltsbelastungen

zumindest vorübergehend ausgleichen zu können.

Mit diesen Entscheidungen hat die Landesregierung den aus der Neu-

ordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen gewonnenen zusätzli-

chen finanziellen Handlungsspielraum zielgerichtet genutzt und

nach den im Herbst 2018 absehbaren Rahmenbedingungen vollstän-

dig ausgeschöpft.

Ausgehend von den durch die Landesregierung bereits getroffenen

Festlegungen – insbesondere die beschlossenen Maßnahmen zur

Stärkung der Wirtschafts- und Finanzkraft sowie zur Stärkung der At-

traktivität des Landes, Saarlandpakt, Haushaltsstabilisierungsgesetz,

Revision bereits getroffener Konsolidierungsmaßnahmen insbeson-

dere im Bereich der Personalausgaben – sind unter Berücksichtigung

der nach den Steuerschätzungen von Mai 2020 und September 2020

notwendigen signifikanten Korrekturen der Einnahmeerwartungen

des Landes nach unten im Finanzplanungszeitraum vorzunehmen

und für die Jahre 2023 und 2024 signifikante globale Minderausga-

ben auszubringen.

Wirtschafts- und

Finanzkraft stär-

ken

Handlungsspiel-

räume ausge-

schöpft



Finanzplan des Saarlandes 2020 - 2024

Seite 52

6.2 Besondere Maßnahmen und zentrale Aufgabenschwer-

punkte

Die „Investitionsoffensive Saar“ eröffnet das Jahrzehnt der Investitio-

nen für Land und Kommunen. Die „Maßnahmen zur Attraktivitätsstei-

gerung des Landes“ stellen eine sinnvolle und notwendige Ergänzung

der Investitionsoffensive dar. Schwerpunkte werden in beiden Teil-

bereichen die Schulen, die frühkindliche Bildung, Entlastung der El-

tern bei den Betreuungskosten, die Hochschulen (UdS, htw saar, HfM

und HBK), die Verkehrsinfrastruktur, die Digitalisierung, die Instand-

setzung der Landesimmobilien sowie die kommunale Infrastruktur

mit Kinderbetreuungseinrichtungen sein.

Durch die Initiierung der Investitionsoffensive Saar war eine erhebli-

che Personalaufstockung vor allem im Bereich der Baubehörden not-

wendig geworden. Dem wurde bereits in den vergangenen drei Jah-

ren durch die Schaffung und Besetzung neuer Stellen vor allem im

Ingenieursbereich Rechnung getragen. Auch künftig liegt auf der Per-

sonalisierung dieses Bereichs ein besonderes Augenmerk, um die ge-

planten Bauprojekte zeitnah verwirklichen zu können.

Als Bekenntnis zur inneren Sicherheit werden in den Jahren 2020 bis

2022 insgesamt 100 Polizeianwärterinnen und -anwärter mehr ein-

gestellt als notwendig wäre, um die voraussichtlichen Abgänge in

den Jahren 2023 bis 2025 zu kompensieren. Zudem ist insbesondere

eine personelle Stärkung des Polizeilichen Staatsschutzes vorgese-

hen. Eine weitere Maßnahme zur Verbesserung der Sicherheitsarchi-

tektur ist die Unterbringung etlicher Dienststellen der Polizei in neu

errichteten Liegenschaften und die Verstärkung der Mittel für Aus-

stattung und Informationstechnik.

Weiterhin ist ein zentrales Ziel des Landes die Sicherstellung der fi-

nanziellen kommunalen Handlungsfähigkeit. Mit dem Saarlandpakt-

gesetz, das zum 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist, hat das Land die

nachhaltige Konsolidierung der kommunalen Finanzen eingeleitet.

Im Rahmen des Saarlandpakts übernimmt das Land von den Gemein-

den und Gemeindeverbänden Kassenkredite im Gesamtvolumen von

1 Mrd. Euro, wodurch eine Teilentschuldung der Kommunen in Höhe

IOS
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keit der Kommu-

nen



Finanzplan des Saarlandes 2020 - 2024

Seite 53

von etwa der Hälfte ihrer Kassenkredite bewirkt wird. Mit dem Saar-

landpakt wird außerdem die Investitionskraft der Kommunen ge-

stärkt, indem das Land ihnen jährlich 20 Mio. Euro an Investitionszu-

weisungen gewährt, davon 5 Mio. Euro an diejenigen Kommunen, die

nur in geringem Umfang von der Teilentschuldung profitieren. Außer-

dem werden den Kommunen in den Jahren 2020 - 2022 die noch

verbleibenden Mittel nach dem Gesetz über den Kommunalen Entlas-

tungsfonds (KELF) in Höhe von insgesamt 26 Mio. Euro zur Finanzie-

rung von Investitionen oder Unterhaltungsmaßnahmen zur Verfü-

gung gestellt. Im Übrigen zielt das Saarlandpaktgesetz darauf ab,

dass die nach der Teilentschuldung durch das Land noch verbliebe-

nen strukturellen Kassenkredite der Kommunen über einen Zeitraum

von 45 Jahren sukzessive abgebaut werden.

Zusätzlich zu diesem landesfinanzierten Maßnahmenpaket berück-

sichtigt die Finanzplanung Maßnahmen und Programme aus dem Ko-

alitionsvertrag des Bundes. Hierzu zählen der Aufbau eines zweiten

Exzellenzbereichs an der Universität des Saarlandes: NanoBioMed,

das Nachfolgeprogramm des Hochschulpakts 2020, den Pakt für For-

schung und Innovation IV (2021 – 2030), die Verstärkungen im Be-

reich der Justiz zur Verbesserung der Inneren Sicherheit, die Einfüh-

rung des Passiv-Aktiv-Transfers für Langzeitarbeitslose im Saarland,

der Krankenhausstrukturfonds und im Bildungsbereich der Digital-

pakt Schule, der Ausbau der ganztägigen Bildung und Betreuung so-

wie der weitere Ausbau der Kindertagesstätten und die Verbesserung

der Rahmenbedingungen in diesem Bereich.

Um die Wettbewerbsfähigkeit der saarländischen Hochschulen zu er-

halten, werden ab 2020 die Globalhaushalte der UdS und der htw

saar bzw. die Haushalte der künstlerischen Hochschulen (HfM und

HBK) deutlich angehoben und anschließend weiter anwachsen, auch

zur Unterstützung einer verstärkten Drittmittelwerbung und Anwer-

bung von wissenschaftlichem Nachwuchs. Universität und htw saar

erhalten mit den neu abgeschlossenen Ziel- und Leistungsvereinba-

rungen ab 2020 deutlich mehr Mittel. Darüber hinaus wird das Land

ab 2021 die Kosten der Hochschulen für die Tarifsteigerungen in vol-

ler Höhe übernehmen sowie der UdS und der htw saar zusätzliche

NanoBioMed

Wettbewerbsfä-

higkeit der Hoch-

schulen
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Mittel für die Bauunterhaltung zur Verfügung stellen. Des Weiteren

werden beide Hochschulen mit zusätzlichen Mitteln beim Ausbau

und der Novellierung der akademischen Gesundheitsberufe unter-

stützt. Hinzu kommen weitere Landes- und Bundesmittel aus den

kürzlich vereinbarten großen Wissenschaftspakten: den Zukunfts-

vertrag Studium und Lehre stärken sowie die vierte Fortschreibung

des Pakts für Forschung und Innovation. Damit kann das Saarland die

dynamische Weiterentwicklung seiner Hochschulen und die im Saar-

land ansässigen außeruniversitären Forschungseinrichtungen unter-

stützen und die Schwerpunktprofile weiter schärfen.

Die Finanzplanung ist im Bereich der Gerichte und Staatsanwalt-

schaften maßgebend vom fortschreitenden Digitalisierungsprozess

geprägt, insbesondere von der Einführung einer elektronischen Ge-

richtsakte sowie des Starts der Implementierung eines Datenbank-

grundbuchs. Darüber hinaus steht vor dem Hintergrund eines größe-

ren demografischen Umbruchs die Gewinnung und Ausbildung von

qualifiziertem Nachwuchs in allen Laufbahnen im Fokus. Das Minis-

terium der Justiz wird – neben größeren Baumaßnahmen – weiterhin

ein besonderes Augenmerk auf Erhalt, Instandsetzung und Ertüchti-

gung der bestehenden Justizgebäude und hierbei insbesondere auf

zeitgemäße Sicherheitsstandards und moderne IT-Infrastruktur le-

gen. Besondere Akzente werden darüber hinaus durch eine Stärkung

der Zusammenarbeit mit der Universität des Saarlandes sowie bei

der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der Großregion und

Kooperationen mit frankophonen Justizbehörden und –einrichtun-

gen gesetzt.

Für die JVA Saarbrücken ist der Umbau und die Sanierung des Ver-

waltungsgebäudes sowie der Neubau einer Außenpforte und einer

Besucherabteilung vorgesehen. Besonderer Wert wird auf kindge-

rechten Besuch sowohl bei der Gesamtgestaltung des Besuchsrau-

mes mit Kinderspielecke als auch bei der inhaltlichen Ausgestaltung

des Besuchsumfeldes gelegt werden. Im Bereich des Kompetenz-

zentrums KARO wird durch einen Aufgabenzuwachs in Form des

zentralen Opferschutzes eine teilweise Neuausrichtung mit neuen in-

haltlichen Strukturen erfolgen. Auch der Justizvollzug wird verstärkt

Digitalisierungs-

prozess Justiz

JVA
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den Blick auf die Ausbildung legen, da mit einem Stellenzuwachs

auch die Ausbildungssituation neu geordnet werden muss und Wert

auf Qualitätsverbesserungen zu legen sein wird. Daneben stellt sich

zunehmend die Thematik des Umgangs mit psychisch auffälligen Ge-

fangenen. Hier werden Lösungen gemeinsam mit der Saarländischen

Klinik für forensische Psychiatrie und externen Trägern erarbeitet, die

geeignete räumliche und behandlerische Ressourcen für die Behand-

lung dieser Population eröffnen.

Der Wirtschaftsstandort Saarland wird nachhaltig durch einen Auf-

bruch im Umbruch gestärkt. Ökologische, soziale und ökonomische

Ziele gehen dabei Hand in Hand, das Saarland wird nachhaltig und

digital modernisiert. Mit dem Erhalt einer zukunftsfähigen Unterneh-

mensstruktur und der Verbesserung der Wettbewerbs- und Anpas-

sungsfähigkeit der saarländischen Betriebe soll das Immunsystem

unserer Wirtschaft gegen zukünftige Krisen gewappnet werden. Die

Unterstützung für Gründerinnen und Gründer und junge Unterneh-

men sorgt dafür, dass aus Ideen nachhaltige Produkte werden. Auch

die Unterstützung der mittelständischen Wirtschaft wird im Saarland

prioritär gehandhabt. Insbesondere Maßnahmen zur Stärkung des re-

gionalen Handels sowie der Kultur- und Kreativwirtschaft sind hier

vorgesehen.

Gerade in der Krise investiert das Saarland in die Wirtschaft. Nicht

rückzahlbare Zuschüsse im Rahmen der einzelbetrieblichen Investi-

tionsförderung sind wertvolle Finanzierungsbausteine und verschaf-

fen den Betrieben benötigte Liquidität. Mit einer Eigenkapitalbeteili-

gungsgesellschaft wird ein neuartiges Instrument zur Sicherung von

Unternehmen in Schwierigkeiten geschaffen. Damit wird das Saar-

land zum Zukunftsinvestor und begleitet den Wandel der Unterneh-

men hin zu zukunftsfähigen, nachhaltigen und innovativen Unterneh-

men. Zu den Bedingungen der Beteiligung gehört es daher, Betriebs-

räte zu implementieren, Mitarbeitervertretung und Beteiligung zu

stärken und einen möglichen Ausverkauf zu unterbinden. Weitere Fi-

nanzierungslücken können mit Hilfe öffentlicher Darlehen geschlos-

sen werden.

Wirtschaftsstand-

ort
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Die Pandemie hat gezeigt, dass dauerhafter Erfolg bei der Bekämp-

fung von Langzeitarbeitslosigkeit und der Steigerung der Frauener-

werbsbeteiligung dauerhaften Einsatz erfordert. Die Landespro-

gramme „Arbeit für das Saarland“ (ASaar) und „Frauen in Arbeit“ wer-

den fortgeführt und weiterentwickelt und um das im Jahr 2020 neu

zu entwickelnde Landesprogramm „Jugend in Arbeit“ ergänzt.

Bei der Gestaltung des Strukturwandels setzt die Landesregierung ab

2020 mit der Einrichtung und institutionellen Förderung der Landes-

gesellschaft für Transformationsmanagement einen neuen Arbeits-

schwerpunkt, indem Menschen dort in Arbeit vermittelt werden, wo

vorhandene Instrumente nicht ausreichen.

Im Jahrzehnt der Investitionen steht auch das Thema „Mobilität“ im

Vordergrund. Eine gute Erreichbarkeit ist Voraussetzung, damit der

Wirtschaftsstandort den Anschluss hält. Mit der Offensive „Gute Stra-

ßen für das Saarland“ wird in die Verkehrsinfrastruktur investiert. Der

Flughafen Saarbrücken wird gestärkt. Neben der Erhöhung der Mittel

für die Förderung des Alltagsradverkehrs werden die Mittel für den

ÖPNV deutlich erhöht, um ihn zum Herzstück für moderne und nach-

haltige Mobilität im Saarland zu machen. Mit der Tarifreform 2021

und der Umsetzung von Maßnahmen aus dem Verkehrsentwick-

lungsplan ÖPNV wird Bus- und Bahnfahren im Saarland einfacher

und günstiger und das öffentliche Verkehrsangebot attraktiver, klima-

freundlicher und vernetzter.

Die Landesregierung stellt deutlich mehr Mittel für den Tourismus zur

Verfügung. Mit einem Millionenprogramm zur Erschließung neuer In-

dustrie- und Gewerbeflächen sowie eines Innovations- und Techno-

logiezentrums mit den Schwerpunkten Cybersicherheit und Künstli-

che Intelligenz wird Platz für Unternehmen, Ideen und Arbeitsplätze

geschaffen, um das Saarland für Neuansiedlungen und weiteren Zu-

zug noch attraktiver zu gestalten. Dazu kommt die Modernisierung

des Messe- und Kongressstandortes Saarland im Rahmen eines städ-

tebaulichen Modellvorhabens mit einem Investitionsvolumen von

rund 100 Mio. Euro. Die Potenziale der Digitalisierung dienen den Un-

Arbeitsmarkt

Mobilität

Tourismus, Inves-

titionen und För-

derungen
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ternehmen der Saarwirtschaft bei der Erschließung von Zukunfts-

märkten. Es wird in den Erhalt unserer Umwelt investiert, indem Ak-

tivitäten zum Klimaschutz durch Beratungsangebote und gezielte

Förderung unterstützt werden. Auch in Zeiten der Digitalisierung

steckt das größte Potenzial für eine erfolgreiche Transformation von

Unternehmen in ihren Beschäftigten. Mit Unterstützungs- und För-

derangeboten bei der beruflichen Erstausbildung und Weiterbildung

werden die Grundlagen für eine erfolgreiche Transformation der

Saarwirtschaft gelegt. Darüber hinaus werden geeignete Instrumente

entwickelt, um gut ausgebildeten Fachkräften im Saarland eine dau-

erhafte Perspektive zu geben.

Zur Verbesserung der Strukturen in der saarländischen Kranken-

hausversorgung hat die saarländische Landesregierung für die Lauf-

zeit des derzeit gültigen Krankenhausplans für das Saarland 2018 bis

2025 sowie der zukünftigen Krankenhausplanungsperioden bis zum

Jahr 2039 ein Sondervermögen „Krankenhausfonds“ eingerichtet.

Diesem werden aus Landesmitteln 75 Mio. Euro im Jahr 2020, 35

Mio. Euro im Jahr 2021 und 15 Mio. Euro im Jahr 2022 zugeführt.

Darüber hinaus werden weitere Mittel aus dem Landeshaushalt so-

wie Mittel des Bundes aus dem „Zukunftsprogramm Krankenhäuser“

zugeführt. So kann die Investitionstätigkeit in den saarländischen

Krankenhäusern gestärkt, eine strukturelle Weiterentwicklung betrie-

ben und die Zukunftsfähigkeit hergestellt werden.

Die demografische Entwicklung führt auch dazu, dass der Pflegebe-

darf und die Anforderungen an das Pflegepersonal steigen. Mit der

neu gestalteten generalistischen Pflegeausbildung soll allen Anwär-

terinnen und Anwärtern eine qualitativ hochwertige, zeitgemäße und

vor allem zukunftsfähige Ausbildung für die Kranken-, Kinder- und

Altenpflege mit einheitlichem Abschluss ermöglicht werden. Dane-

ben vermittelt die neue generalistisch ausgerichtete saarländische

Pflegeassistenzausbildung die fachlichen und personalen Kompe-

tenzen für die pflegerische Betreuung und Versorgung von Menschen

aller Altersstufen und ist somit auch ein unverzichtbarer Baustein zur

Sicherstellung der pflegerischen Versorgung im Saarland.

Pflegeausbildung
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Die saarländische Landesregierung macht sich auch weiterhin stark

für die Suchtprävention. Um betroffene Menschen dabei zu unter-

stützen, ein suchtfreies Leben zu führen, wird die Suchthilfe entspre-

chend dem Koalitionsvertrag und nach Durchführung verschiedener

Projekte und Studien weiterentwickelt.

Zur Förderung eines guten und solidarischen Zusammenlebens von

Menschen unterschiedlicher Herkunft, Kultur und Überzeugung sind

weiterhin Extremismusprävention und Demokratieförderung neben

der Förderung der Jugendverbandsarbeit zentrale Elemente der Ju-

gendpolitik des Landes.

Von großer finanzieller Bedeutung sind daneben die vielfältigen Maß-

nahmen zur Armutsbekämpfung, die Digitalisierung im Gesundheits-

wesen, familienpolitische Maßnahmen und die Umsetzung von Kon-

zepten zur Verbesserung des Kinder- und Jugendschutzes sowie die

Finanzierung notwendiger Bauvorhaben und Projekte im Bereich der

Eingliederungshilfe durch das Landesamt für Soziales. Um gerade

das Landesamt als soziales Dienstleistungszentrum des Landes für

künftige Herausforderungen an eine effiziente bürgernahe Sozialver-

waltung zu rüsten, durchläuft es derzeit einen tiefgreifenden Reorga-

nisationsprozess.

Im Bereich der Steuerverwaltung wird durch die personalintensive

Umsetzung der Reform der Grundsteuer diese wichtige Einnahmeba-

sis der Kommunen gesichert. Die Einführung eines bundeseinheitli-

chen Datenbankgrundbuchs (dabag), die ein einheitliches Verfahren

mit einer strukturierten Datenhaltung gewährleisten soll, stellt eine

ganz wesentliche Einrichtung der öffentlichen Verwaltung für die

Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft dar.

Im Bereich der Aus- und Fortbildung im Rahmen des deutsch-franzö-

sischen Abkommens werden Projekte gefördert zur besseren berufli-

chen Bildung von Jugendlichen und Erwachsenen. Durch die Begeg-

nung von Jugendlichen und Erwachsenen auf der Grundlage unter-

schiedlicher Interessenschwerpunkte wird die deutsch-französische

Freundschaft mit Blick auf Europa gestärkt und erweitert.

Suchtprävention

Armutsbekämp-

fung

Steuerverwaltung

Deutsch-Französi-

sche Freundschaft
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Am 28.01.2020 hat der Ministerrat die 3. Etappe der Frankreichstra-

tegie beschlossen. Mit dem Maßnahmenkatalog feuille de route 3

wurden die Projekte für die Jahre 2020 bis 2022 festgelegt. Die Frank-

reichstrategie ist ein gemeinsames Projekt der gesamten Landesre-

gierung. Sie ist ein gesamtgesellschaftliches Projekt, das von den Or-

ganisationen, Institutionen und Verbänden im Saarland mitgetragen

wird. Ihr Ziel ist es, dass das Saarland bis 2043 mehrsprachig wird.

Mit der dritten feuille de route soll der Spracherwerb in der Grund-

schule weiter ausgebaut werden. Das Saarland will die deutsche Re-

gion der Mehrsprachigkeit werden.

Zudem geht es um die wirtschaftliche Dimension und eine stärkere

Miteinbeziehung des Strukturwandels. Ein weiteres Ziel ist außerdem

die Schaffung eines deutsch-französischen KI-Instituts im Sinne des

Aachener Vertrages. Die Umsetzung der Frankreichstrategie ist mitt-

lerweile zu einem zentralen Wettbewerbsvorteil für das Saarland ge-

worden. Daher ist es ein Ansporn diesen Weg konsequent weiterzu-

gehen.

Zur weiteren Verbesserung der Bildungschancen und der Vereinbar-

keit von Familie und Beruf werden die Elternbeiträge für Kindertages-

stätten stufenweise reduziert, der freiwillige und der gebundene

Ganztag in den Schulen mit Blick auf den künftigen Rechtsanspruch

bedarfsgerecht weiter ausgebaut, die Lehrerwochenstunden an den

Freiwilligen Ganztagsschulen z. T. budgetiert und die Mittel entspre-

chend aufgestockt. Über die bereits beschlossenen und mit reinen

Landesmitteln finanzierten Entlastungsschritte hinaus ermöglichen

die Bundesmittel im Rahmen des Gute-Kita-Gesetzes im Saarland bis

2022 eine Halbierung der Elternbeiträge und zusätzliche Qualitäts-

verbesserungen in den Kitas. Im aktuellen Finanzplan wird unter-

stellt, dass sich der Bund dauerhaft an der Finanzierung beteiligt, um

sowohl die Beitragsentlastung als auch die Maßnahmen zur Quali-

tätsverbesserung über 2022 hinaus finanzieren zu können.

Frankreichstrate-

gie

Elternbeiträge

Kitas
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Mit der Neuausrichtung der Schulsozialarbeit, die mit Wirkung vom

1. Februar 2020 auf das Ministerium für Bildung und Kultur übertra-

gen wurde, wird ein Konzept zum Aufbau und Einsatz multiprofessi-

oneller Teams erstellt und mit den entsprechenden Ressourcen aus-

gestattet. Die Schulen mit besonderen Herausforderungen erhalten

zusätzliche Unterstützung. Sprachförderung und sonderpädagogi-

sche Angebote werden bedarfsgerecht weiterentwickelt und ausge-

baut.

Darüber hinaus verfolgt das Land die Errichtung einer internationalen

Schule. Hierfür sind die entsprechenden infrastrukturellen Voraus-

setzungen zu schaffen.

Die Bundesmittel des Digitalpakts Schule ermöglichen eine bessere

Ausstattung der saarländischen Schulen mit digitaler Technik. Hier-

bei ist zu berücksichtigen, dass nach den Erstinvestitionen zukünftig

Folgekosten entstehen werden, die von den Schulträgern als Sach-

kostenträger erbracht werden müssen. Für die Förderschulen in Lan-

desträgerschaft sind entsprechende Anpassungen im Landeshaus-

halt vorzunehmen.

Kultur bleibt ein weiterer zentraler Standortfaktor. Kulturelle Leucht-

türme des Landes wie das Saarländische Staatstheater, die Stiftung

Saarländischer Kulturbesitz, das Historische Museum, das For-

schungszentrum für Künstlernachlässe, das Saarländische Künstler-

haus und das Kulturzentrum am Eurobahnhof (KuBa) werden weiter-

hin gestärkt und abgesichert, die Förderung der Soziokultur und

freien Szene wird ausgebaut. Auch der Breitenkultur wird zukünftig

ein spürbarer Stellenwert eingeräumt. Von den Schwerpunkten „Wir

starten das Jahrzehnt der Investitionen“ und „Wir stärken den Wis-

senschafts- und Forschungsstandort Saarland“ werden auch die bei-

den künstlerischen Hochschulen profitieren.

Bzgl. des Weltkulturerbes Völklinger Hütte verfolgt das Land drei

Hauptzielsetzungen, die untereinander im engen Zusammenhang

stehen (die Attraktivität als touristisches Ziel, die Gewährleistung der

Verkehrssicherheit der Anlage und der Erhalt des Welterbestatus).

Die Mittel für die Industriekultur werden aufgestockt.

Schulsozialarbeit,

Multiprofessiona-

lität an Schulen

Internationale

Schule

Digitalpakt Schule

Kunst und Kultur

WVH
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Im Rahmen der Entwicklung des ländlichen Raums setzt das Saar-

land unter Beteiligung der Wirtschafts- und Sozialpartner individu-

elle inhaltliche Schwerpunkte in Bezug auf eine Anreizförderung in

den Bereichen Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Naturschutz und all-

gemeine ländliche Entwicklung. Die EU-Mittel sowie die komplemen-

tären Bundes- und Landesmittel werden für die einzelnen Förderbe-

reiche in der neuen Förderperiode in der Finanzplanung ausgewie-

sen. Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Ag-

rarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) sind Bundes-und Landes-

mittel für Sonderrahmenpläne vorgesehen, u. a. für Maßnahmen zur

Bewältigung der durch Extremwetterereignisse verursachten Folgen

im Wald, zum Insektenschutz in der Agrarlandschaft und zur Förde-

rung der ländlichen Entwicklung.

Insbesondere will die Landesregierung Investitionen in der Landwirt-

schaft, den ökologischen/biologischen Landbau, Agrarumweltmaß-

nahmen, Dorferneuerungsmaßnahmen, forstliche Maßnahmen und

Naturschutzmaßnahmen (z. B. in NATURA 2000-Gebieten) unterstüt-

zen. Die Förderung von ländlichen Regionen über regionale Entwick-

lungskonzepte (LEADER) ist dabei ein besonderer Aufgabenschwer-

punkt. Darüber hinaus ist im Bereich der landwirtschaftlichen Förde-

rung für aus naturbedingten Gründen benachteiligte Gebiete die Zah-

lung einer Ausgleichszulage vorgesehen.

Die in Folge der Borkenkäferkalamität zurückgehenden Erlöse des

SaarForst-Landesbetriebes aus dem Holzverkauf machen eine Erhö-

hung des Zuführungsbetrags für den Landesbetrieb erforderlich.

Das EU-Schulobstprogramm stößt im Saarland auf große Resonanz.

Der Wegfall von EU-Mitteln wird durch Landesmittel kompensiert,

um das Programm fortführen zu können. Dabei will die Landesregie-

rung verstärkt regional produziertes Obst einbeziehen. Ein weiteres

Schwerpunktthema ist die Umsetzung der beiden wasserbezogenen

europäischen Richtlinien, der Wasserrahmenrichtlinie und der Hoch-

wasserrisikomanagementrichtlinie. Der gute Zustand in allen Gewäs-

sern sowie in den von ihnen abhängigen Lebensräumen soll erhalten

Ländlicher Raum

Borkenkäfer

Schulobst
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bzw. wiederhergestellt werden. Zum anderen geht es um Verbesse-

rungen im Bereich des Hochwasserschutzes. Aber auch der Verbrau-

cher- und Arbeitsschutz sowie der Tier- und Artenschutz stellen ei-

nen Schwerpunkt dar.

Die verstärkte Beteiligung des Landes an der Finanzierung des Neu-

baus Innere Medizin des Universitätsklinikums Homburg und die Re-

alisierung eines Forschungsneubaus zur Stärkung der Schwerpunkt-

bildung NanoBioMed unter Einbindung der Universität des Saarlan-

des und des Helmholtz-Instituts für Pharmazeutische Forschung

Saarland (HIPS) auf dem Universitätscampus stellen ebenfalls posi-

tive Impulse zur Weiterentwicklung des Landes dar.

Im Finanzplanungszeitraum werden die Landesmittel zur Kofinanzie-

rung der Städtebauförderung aufgestockt.

Das Saarland hat im Rahmen der 2019 auf den Weg gebrachten Di-

gitalisierungsstrategie seinen Anspruch bekräftigt, Vorreiter der KI-

und Cybersicherheitsgestützten Digitalisierung zu werden und ver-

folgt diesen Ansatz konsequent. Die daraus resultierende Schwer-

punktsetzung ist eine besonders wichtige Säule für einen erfolgrei-

chen Strukturwandel im Land.

Zur erfolgreichen Umsetzung dieser Schwerpunktsetzung des High-

tech-Landes Saarland sind strategische Investitionen in die Zukunfts-

fähigkeit erforderlich. Die Digitalisierungsstrategie und die dort auf-

geführten zusätzlichen Maßnahmen der Breiten- und Spitzendigitali-

sierung erfordern zusätzliche Anstrengungen in den kommenden

Jahren. Daher wurde im Rahmen der Aufstellung des Doppelhaus-

halts 2021/22 ein signifikanter Aufwuchs hinsichtlich personeller

und finanzieller Ressourcen eingeplant.

Ein wesentlicher Schritt zur Umsetzung der Zielvorgaben im Bereich

der Verwaltungsdigitalisierung - insbesondere zur Hebung von Ver-

besserungspotenzialen in der IT-Organisation - ist die Bündelung der

strategischen und operativen IT-Einheiten des Landes, zum Beispiel

durch die Einrichtung einer Cyberagentur. Die Bündelung der IT-

Einheiten soll die strategischen und operativen IT-Einheiten des Lan-

des weiter konsolidieren, stärken und im Sinne eines effizienten
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Dienstleisters die IT ganzheitlich anbieten und betreiben sowie den

saarländischen Kommunen ein Angebot auf freiwilliger Basis ma-

chen und ihnen darüber hinaus Zugang zu Sicherheitsinfrastruktur,

standardisiertem und bedarfsgerechten Produkten und zentralen

Leistungen anbieten.

Eine besondere Bedeutung wird dabei die Schaffung einer übergrei-

fenden cloudbasierten Prozess-Plattform sein. Diese wird proprietäre

Einzellösungen ablösen und erstmalig ermöglichen, alle Verwal-

tungsleistungen standardisiert und hocheffizient digital anzubieten.

Eine leistungsfähige digitale Infrastruktur ist Grundvoraussetzung,

für eine zukunftsfeste, krisenresiliente Wirtschaft und Gesellschaft.

Die heute nahezu flächendeckende Versorgung mit Bandbreiten von

mindestens 50 Mbit/s soll mittelfristig auf Gigabitgeschwindigkeiten

ausgebaut werden.

Mit der Digitalisierungsstrategie werden die Weichen für die Zukunft

gestellt. Schon in wenigen Jahren will das Land zum Hotspot für

junge Gründerinnen und Gründer gerade im IT-Bereich werden. For-

scherinnen und Forscher, Wissenschaftlerinnern und Wissenschaft-

ler, Unternehmerinnen und Unternehmer aus aller Welt sollen hier

tätig sein.

Im Rahmen der Investitionsoffensive Saar sind erhebliche Mittel für

die Aufbauphase und das kontinuierliche Wachstum des CISPA –

Helmholtz-Zentrum für Informationssicherheit vorgesehen. Dies be-

inhaltet eine umfangreiche räumliche Erweiterung in Universitäts-

nähe sowie die dauerhafte institutionelle Förderung, die zu 90 %

durch den Bund und zu 10 % durch das Saarland getragen wird. In

diesem Zusammenhang zu nennen sind auch der Neubau eines ge-

meinsamen Rechenzentrums für die Universität des Saarlandes, das

Land und die Kommunen.

Digitalisierungs-

strategie

CISPA



Anhang 1

Veränderungsraten Ist Plan

in vH zu Vorjahr, Soll 2019 zu Ist 2018 2020 2021 2022 2023 2024

Bruttoinlandsprodukt - real - (in konstanten 

Preisen), Bundesgebiet
- 5,8   + 4,4   + 1,5   + 1,5   + 1,5   

Preisrate des Inlandsproduktes, Bundesgebiet
+ 1,8   + 1,6   + 1,5   + 1,5   + 1,5   

Bruttoinlandsprodukt - nominal, Bundesgebiet
- 4,0   + 6,0   + 3,0   + 3,0   + 3,0   

bereinigte Ausgaben (ohne Ausgaben zur 

Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführung 

an Rücklagen und Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrages)

+ 6,4   + 2,5   + 1,8   - 3,4   + 1,3   

Primärausgaben (bereinigte Ausgaben ohne 

Zinsausgaben)
+ 5,9   + 4,0   + 2,0   - 3,0   + 1,4   

Personalausgaben + 2,8   + 7,2   + 2,4   + 2,5   + 2,1   

Zinsausgaben + 12,4   - 16,0   - 0,3   - 9,2   + 0,0   

Übrige laufende Ausgaben + 4,8   + 6,2   + 1,4   - 8,5   + 1,2   

Investitionen + 9,7   - 6,0   + 3,8   + 5,9   - 0,9   

Steuereinnahmen (ohne steuerähnliche 

Einnahmen) zuzüglich 

Bundesergänzungszuweisungen (ohne 

Konsolidierungshilfen) 

- 12,7   + 12,5   + 3,6   + 2,4   + 3,1   

Zins/Steuer-Verhältnis Ist Plan

in vH 2020 2021 2022 2023 2024

Kapitalmarktzinsen im Verhältnis zu den 

Steuereinnahmen (ohne steuerähnliche 

Abgaben) einschl. Zuweisungen im 

Länderfinanzausgleich und 

Bundesergänzungszuweisungen

11,1 8,3 8,0 7,1 6,8

Eckdaten im Finanzplan

Reg.Entwurf Finanzplan

Reg.Entwurf Finanzplan
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Anhang 3

Seite 1

Einnahmen nach Arten

Plan

in vH zu Vorjahr, Soll 2018 zu Ist 2017 2020 2021 2022 2023 2024

A. Laufende Einnahmen

1. Steuereinnahmen und steuerähnliche 

Abgaben 2.979,3 3.335,5 3.448,9 3.528,6 3.632,1

- 11,1 + 12,0 + 3,4 + 2,3 + 2,9

2. Zuweisungen aus dem Länderfinanzausgleich 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3. Bundesergänzungszuweisungen (BEZ) 243,1 287,8 303,2 313,3 326,7
+ 59,8 + 18,4 + 5,4 + 3,3 + 4,3

Konsolidierungs-/Sanierungshilfen 400,0 400,0 400,0 400,0 400,0

Summe 1. - 3. 3.622,3 4.023,3 4.152,2 4.241,9 4.358,8

- 8,4 + 11,1 + 3,2 + 2,2 + 2,8

4.
Verwaltungseinnahmen, Einnahmen aus 

Schuldendienst und dgl.
98,1 105,3 106,2 104,4 104,4

- 13,2 + 7,3 + 0,9 - 1,7 - 0,0

5.

Einnahmen aus Zuweisungen und 

Zuschüssen mit Ausnahme für Investitionen 

(ohne 2. & 3.)

499,1 655,2 622,7 458,1 444,3

+ 26,7 + 31,3 - 5,0 - 26,4 - 28,7

6. Besondere Finanzierungseinnahmen 0,6 27,0 52,5 7,8 7,8

laufende Einnahmen insgesamt 4.220,2 4.810,7 4.933,6 4.812,1 4.915,1

B. Einnahmen zur Finanzierung von Investitionen

1. Einnahmen aus Zuweisungen und 

Zuschüssen für Investitionen 68,4 78,4 72,6 56,0 51,3

- 6,1 + 14,6 - 7,4 - 22,9 - 29,4

2. Einnahmen aus Schuldenaufnahme beim 

Bund 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Einnahmen zur Finanzierung von Investi-

tionen insgesamt (ohne Kreditaufnahme am 

Kapitalmarkt) 68,4 78,4 72,6 56,0 51,3

- 6,1 + 14,6 - 7,4 - 22,9 - 29,4
4.288,7 4.889,2 5.006,2 4.868,1 4.966,4

C. Gesamteinnahmen (ohne Kreditauf- 4.288,7 4.889,2 5.006,2 4.868,1 4.966,4

 nahme am Kapitalmarkt) - 5,4 + 14,0 + 2,4 - 2,8 - 0,8

FinanzplanungReg.entwurf



Anhang 3

Seite 2

Ausgaben nach Arten

Plan

in vH zu Vorjahr, Soll 2018 zu Ist 2017 2020 2021 2022 2023 2024

A. Laufende Ausgaben

1. Personalausgaben 1.680,9 1.801,9 1.845,9 1.891,6 1.931,5

+ 2,8 + 7,2 + 2,4 + 2,5 + 2,1

2. Sächliche Verwaltungsausgaben 170,1 189,4 190,4 193,8 194,8

+ 5,9 + 11,4 + 0,5 + 1,8 + 0,5

3. Ausgaben für Schuldendienst 384,9 328,2 327,3 300,0 300,0

+ 21,9 - 14,7 - 0,3 - 8,3 + 0,0

4.
Kommunaler Finanzausgleich ohne 

Zuweisungen für Investitionen 669,1 672,1 677,0 678,6 697,9

+ 2,5 + 0,4 + 0,7 + 0,2 + 2,8

5.
Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse mit 

Ausnahme für Investitionen (ohne 4.) 1.354,5 1.392,2 1.341,6 1.520,9 1.545,4

+ 3,2 + 2,8 - 3,6 + 13,4 + 1,6

6. Besondere Finanzierungsausgaben 84,7 87,0 166,6 -226,8 -243,9

laufende Ausgaben insgesamt 4.344,2 4.470,7 4.548,7 4.358,1 4.425,6

B. Investitionsausgaben

1. Bauausgaben 67,3 55,6 70,9 75,5 75,6

+ 127,5 - 17,3 + 27,5 + 6,6 + 0,0

2. Sonstige Sachinvestitionen 32,0 36,6 36,2 26,7 22,1

+ 66,2 + 14,4 - 1,1 - 26,3 - 17,1

3. Darlehen 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Erwerb von Beteiligungen und Inanspruchnahme 

aus Gewährleistungen 54,0 56,0 55,5 50,9 51,6

- 13,4 + 3,6 - 0,8 - 8,2 + 1,4

5. Zuweisungen an den Investitionsstock 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

6. Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 297,1 275,2 276,9 312,0 311,5

(einschl. Investitionszuweisungen im KfA) + 1,8 - 7,3 + 0,6 + 12,7 - 0,2

C. Investitionen insgesamt 450,5 423,4 439,5 465,2 460,8

+ 9,7 - 6,0 + 3,8 + 5,9 - 0,9

4.794,7 4.894,2 4.988,2 4.823,3 4.886,4

D. Gesamtausgaben 4.794,7 4.974,2 5.068,2 4.903,3 4.966,4

+ 5,7 + 3,7 + 1,9 - 3,3 + 1,3

Reg.entwurf Finanzplan



Anhang 4

Finanzierungsübersicht

Plan

2020 2021 2022 2023 2024
Mio € Mio € Mio € Mio € Mio €

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Einnahmen 4.288,7 4.863,0 4.958,4 4.868,1 4.966,4

(ohne Einnahmen aus Krediten vom 

Kreditmarkt, Entnahmen aus 

Rücklagen, Einnahmen aus 

kassenmäßigen Überschüssen)

2. Ausgaben 4.772,7 4.893,7 4.987,7 4.822,8 4.885,9

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung 

am Kreditmarkt, Zuführung an 

Rücklagen, Ausgaben zur Deckung von 

kassenmäßigen Vorjahresfehlbeträgen)

3. Finanzierungssaldo -484,0 -30,7 -29,3 45,3 80,5

II.Verwendung des Finanzierungssaldos

1. Nettoneuverschuldung/Tilgung am Kreditmarkt

1.1 Kreditaufnahme am Kreditmarkt 506,0 85,0 62,0 35,0 0,0

1.2 Tilgungsausgaben am Kreditmarkt 0,0 80,0 80,0 80,0 80,0

1.3 Saldo (Nettokreditaufnahme) 506,0 5,0 -18,0 -45,0 -80,0
506,0 5,0 -18,0 -45,0 -80,0

2. Rücklagenbewegung

2.1 Entnahmen aus Rücklagen 0,0 26,2 47,8 0,0 0,0

2.2 Zuführungen an Rücklagen 22,0 0,5 0,5 0,5 0,5

2.3 Saldo Rücklagenbewegung -22,0 25,7 47,3 -0,5 -0,5

3. Saldo der Verwendung 484,0 30,7 29,3 -45,5 -80,5

Reg.entwurf Finanzplan



Finanzplanung nach Ressorts
Anhang 5.1

Plan

Nr. Ressort 2020 2021 2022 2023 2024

01 Landtag

22,7 24,7 25,0 25,4 25,7

02
Ministerpräsident und 

Staatskanzlei
371,6 390,8 406,3 403,8 407,7

03
Ministerium für Inneres, 

Bauen und Sport
338,9 371,3 377,6 382,2 389,2

04
Ministerium für Finanzen 

und Europa
117,2 128,0 130,7 132,6 134,3

05

Ministerium für Soziales, 

Gesundheit, Frauen und 

Familie 435,9 454,1 467,1 501,5 513,0

06
Ministerium für Bildung und 

Kultur
1.110,9 1.185,8 1.223,7 1.270,7 1.305,9

08
Ministerium für Wirtschaft, 

Arbeit, Energie und Verkehr
388,0 455,1 457,1 475,6 465,5

09
Ministerium für Umwelt und 

Verbraucherschutz
80,6 95,2 97,4 99,5 95,4

10 Ministerium der Justiz

210,7 228,1 231,0 234,7 238,0

16
Datenverarbeitung und 

Digitalisierung
58,0 71,4 71,5 73,8 71,6

17 Zentrale Dienstleistungen

40,0 43,9 46,8 50,0 50,1

18 Verfassungsgerichtshof

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

19 Rechnungshof

3,5 3,7 3,8 3,9 4,0

20 Baumaßnahmen

83,2 86,5 103,1 100,6 100,2

21
Allgemeine 

Finanzverwaltung
1.533,4 1.435,6 1.426,9 1.148,8 1.165,7

4.794,7 4.974,2 5.068,2 4.903,2 4.966,4

23,2 23,8 24,1 25,9 26,3

in Mio. €

Landeshaushalt insgesamt

Reg.Entwurf Finanzplan



Einzelpläne nach Ausgabenarten Anhang 5.2

Gruppie-

rungs-

nummer
2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 17,5 18,9 19,5 20,0 20,2

2. Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 1,3 1,5 1,5 1,4 1,4

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4. Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 3,8 4,2 3,9 4,0 4,0

5. Investitionsausgaben 7, 8 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

6. Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

22,7 24,7 25,0 25,4 25,7

#BEZUG! 23,3 24,4 24,9 25,7

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 37,9 41,2 42,2 43,1 44,1

2. Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 1,9 2,6 2,3 2,1 2,2

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4. Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 283,4 298,0 309,0 305,8 305,4

5. Investitionsausgaben 7, 8 22,4 24,6 25,7 24,8 22,0

5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 22,3 24,6 25,6 24,7 22,0

6. Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 26,0 24,3 27,2 28,0 34,0

371,6 390,8 406,3 403,8 407,7

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

Gesamtausgaben

(Einzelplan 01)

Landtag

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

Gesamtausgaben

(Einzelplan 02)

Ministerpräsident und 

Staatskanzlei

in Mio. €

in Mio. €



Einzelpläne nach Ausgabenarten Anhang 5.2

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 259,0 286,3 292,1 297,9 303,7

2. Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 19,7 22,0 22,3 22,1 22,1

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4. Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 20,6 26,6 26,9 25,5 26,6

5. Investitionsausgaben 7, 8 39,4 36,1 35,9 36,3 36,5

5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 10,0 9,7 9,1 9,5 9,7

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 29,5 26,4 26,8 26,8 26,8

6. Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,2 0,3 0,3 0,3 0,3

338,9 371,3 377,6 382,2 389,2

338,7 371,0 377,3 381,9 388,9

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 105,8 114,9 118,9 121,1 123,2

2. Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 3,2 3,9 3,9 3,8 3,8

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4. Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 7,9 8,8 7,5 7,3 6,9

5. Investitionsausgaben 7, 8 0,3 0,4 0,3 0,4 0,3

5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,3 0,3 0,3 0,4 0,3

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

6. Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

117,2 128,0 130,7 132,6 134,3

(Einzelplan 03)

Ministerium für Inneres, 

Bauen und Sport

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

in Mio. €

Gesamtausgaben

(Einzelplan 04)

Ministerium für Finanzen 

und Europa

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

in Mio. €

Gesamtausgaben



Einzelpläne nach Ausgabenarten Anhang 5.2

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 15,7 17,9 18,5 18,9 19,3

2. Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 2,4 2,0 2,1 2,1 2,0

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4. Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 385,5 401,7 414,1 448,1 459,3

5. Investitionsausgaben 7, 8 32,4 32,4 32,4 32,4 32,4

5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 32,4 32,4 32,4 32,4 32,4

6. Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

435,9 454,1 467,1 501,5 513,0

435,9 454,1 467,1 501,5 513,0

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 845,6 897,0 919,0 939,4 959,5

2. Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 8,4 9,5 9,8 10,0 10,1

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4. Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 234,6 261,3 275,9 295,4 309,4

5. Investitionsausgaben 7, 8 21,9 17,6 18,5 25,5 26,5

5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 21,7 17,4 18,3 25,3 26,3

6. Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5

1.110,9 1.185,8 1.223,7 1.270,7 1.305,9

(Einzelplan 05)

Ministerium für Soziales, 

Gesundheit, Frauen und 

Familie

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

in Mio. €

Gesamtausgaben

(Einzelplan 06)

Ministerium für Bildung und 

Kultur

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

in Mio. €

Gesamtausgaben



Einzelpläne nach Ausgabenarten Anhang 5.2

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 18,7 20,6 21,0 21,6 22,2

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 4,3 4,9 4,7 4,1 3,9

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 217,5 309,9 304,2 305,1 305,3

5. Investitionsausgaben 7, 8 120,7 93,2 99,0 115,3 114,7
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,2 0,5 0,5 0,5 0,5

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 120,5 92,6 98,5 114,8 114,2

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 26,8 26,6 28,2 29,5 19,4

388,0 455,1 457,1 475,6 465,5

361,2 428,5 429,0 446,1 465,5

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 16,2 18,3 18,9 19,0 19,2

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 6,1 5,0 5,0 5,5 5,1

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 46,1 55,8 57,5 58,7 57,4

5. Investitionsausgaben 7, 8 12,2 16,1 16,1 17,8 16,2
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,1 0,1 0,0 0,1 0,0

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 12,1 16,0 16,0 17,7 16,1

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 -1,5 -2,5

80,6 95,2 97,4 99,5 95,4

(Einzelplan 08)

Ministerium für Wirtschaft, 

Arbeit, Energie und Verkehr

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

in Mio. €

Gesamtausgaben

(Einzelplan 09)

Ministerium für Umwelt und 

Verbraucherschutz

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

in Mio. €

Gesamtausgaben



Einzelpläne nach Ausgabenarten Anhang 5.2

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 137,1 149,0 151,7 154,7 157,6

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 65,0 70,4 70,8 71,2 71,6

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 8,3 8,3 8,2 8,4 8,4

5. Investitionsausgaben 7, 8 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

210,7 228,1 231,0 234,7 238,0

210,7 228,1 231,0 234,7 238,0

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 2,0 2,8 2,8 2,8 2,6

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 14,3 20,2 17,8 17,3 16,8

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 30,7 37,6 39,5 42,1 42,5

5. Investitionsausgaben 7, 8 11,0 10,8 11,5 11,6 9,7
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 5,1 6,3 7,5 7,6 5,5

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 6,0 4,5 3,9 4,0 4,2

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

58,0 71,4 71,5 73,8 71,6

in Mio. €

Gesamtausgaben

Gesamtausgaben

Datenverarbeitung und 

Digitalisierung

(Einzelplan 16)

in Mio. €

Ministerium der Justiz

(Einzelplan 10)

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan



Einzelpläne nach Ausgabenarten Anhang 5.2

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 39,0 43,9 46,8 50,0 50,1

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

5. Investitionsausgaben 7, 8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,9 0,0 0,0 0,0 0,0

40,0 43,9 46,8 50,0 50,1

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

5. Investitionsausgaben 7, 8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
5.2. Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0Gesamtausgaben

in Mio. €

Zentrale Dienstleistungen

(Einzelplan 17)

Gesamtausgaben

Verfassungsgerichtshof

(Einzelplan 18)

in Mio. €

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan



Einzelpläne nach Ausgabenarten Anhang 5.2

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 3,3 3,6 3,7 3,8 3,9

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

5. Investitionsausgaben 7, 8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3,5 3,7 3,8 3,9 4,0

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

3. Schuldendienst 56 - 59 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

dar.: an Kreditmarkt 57 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 0,0 4,5 4,5 4,5 4,5

5. Investitionsausgaben 7, 8 83,2 82,0 98,6 96,1 95,7
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 82,2 69,4 87,2 82,6 80,1

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 1,0 12,6 11,4 13,5 15,6

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

83,2 86,5 103,1 100,6 100,2

(Einzelplan 19)

Rechnungshof

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

in Mio. €

Gesamtausgaben

(Einzelplan 20)

Baumaßnahmen

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan

in Mio. €

Gesamtausgaben



Einzelpläne nach Ausgabenarten Anhang 5.2

Gruppie-

rungs-

nummer

2020 2021 2022 2023 2024

1. Personalausgaben 4 222,1 231,3 237,5 249,4 255,9

2.
Sächliche 

Verwaltungsausgaben
51 - 54 4,3 3,4 3,4 4,0 5,7

3. Schuldendienst 56 - 59 384,9 408,2 407,3 380,0 380,0
3.1. Zinsausgaben 56, 57 364,9 308,2 307,3 280,0 280,0
dar.: an Kreditmarkt 57 354,9 298,2 297,3 270,0 270,0

4.
Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse
6 785,3 647,6 567,4 694,5 713,3

5. Investitionsausgaben 7, 8 106,5 109,8 100,9 104,3 106,3
5.1. Sachinvestitionen 7, 81 ,82 0,9 5,1 1,7 0,9 0,9

5.2. Investitionsförderung 83 - 89 105,6 104,6 99,2 103,4 105,4

6. 
Besondere 

Finanzierungsausgaben
9 30,4 35,3 110,4 -283,6 -295,6

1.533,4 1.435,6 1.426,9 1.148,8 1.165,7Gesamtausgaben

(Einzelplan 21)

Allgemeine 

Finanzverwaltung

in Mio. €

HHPlan 
(inkl. 

Nachtrag)

Reg. Entwurf Finanzplan



Anhang 6

Investitionsplanung nach Einzelplänen 

- in Mio € -  
 

Einzelplan Gruppie-

rungs-

Bezeichnung Nummer

2020 2021 2022 2023 2024

 01   Landtag

 Investitionen zusammen 7, 8 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

 02  Ministerpräsident 

und Staatskanzlei

 Investitionen zusammen 7, 8 22,4 24,6 25,7 24,8 22,0

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 22,3 24,6 25,6 24,7 22,0

 03   Ministerium für 

Inneres, Bauen und 

Sport

 Investitionen zusammen 7, 8 39,4 36,1 35,9 36,3 36,5

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 10,0 9,7 9,1 9,5 9,7

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,4 1,4 1,4 1,4 1,4

        Investitionsförderung 83 - 89 29,5 26,4 26,8 26,8 26,8

 04   Ministerium für 

Finanzen und Europa

 Investitionen zusammen 7, 8 0,3 0,4 0,3 0,4 0,3

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,3 0,3 0,3 0,4 0,3

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

 05   Ministerium für 

Soziales, Gesundheit, 

Frauen und Familie

 Investitionen zusammen 7, 8 32,4 32,4 32,4 32,4 32,4

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 32,4 32,4 32,4 32,4 32,4

 06   Ministerium für 

Bildung und Kultur

 Investitionen zusammen 7, 8 21,9 17,6 18,5 25,5 26,5

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 21,7 17,4 18,3 25,3 26,3

Haushalts-

plan
FinanzplanReg.Entwurf



Anhang 6

Einzelplan Gruppie-

rungs-

Bezeichnung Nummer

2020 2021 2022 2023 2024

Haushalts-

plan
FinanzplanReg.Entwurf

 08   Ministerium für 

Wirtschaft, Arbeit, 

Energie und Verkehr

 Investitionen zusammen 7, 8 120,7 93,1 99,0 115,3 114,7

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,2 0,5 0,5 0,5 0,5

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,2 0,5 0,5 0,5 0,5

        Investitionsförderung 83 - 89 120,5 92,6 98,5 114,8 114,2

 09   Ministerium für 

Umwelt und 

Verbraucherschutz

 Investitionen zusammen 7, 8 12,5 16,7 16,4 18,4 16,5

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,4 0,7 0,4 0,7 0,4

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 12,1 16,0 16,0 17,7 16,1

 10   Ministerium der 

Justiz

 Investitionen zusammen 7, 8 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

 16   Zentrale 

Dienstleistungen

 Investitionen zusammen 7, 8 11,0 10,8 11,5 11,6 9,7

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 5,1 6,3 7,5 7,6 5,5

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 6,0 4,5 3,9 4,0 4,2

 17   Zentrale 

Dienstleistungen

 Investitionen zusammen 7, 8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

 18   Verfassungs-

gerichtshof

 Investitionen zusammen 7, 8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

 19   Rechnungshof

 Investitionen zusammen 7, 8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0



Anhang 6

Einzelplan Gruppie-

rungs-

Bezeichnung Nummer

2020 2021 2022 2023 2024

Haushalts-

plan
FinanzplanReg.Entwurf

20   Baumaßnahmen

 Investitionen zusammen 7, 8 83,2 82,0 98,6 96,1 95,7

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 82,2 69,4 87,2 82,6 80,1

      'dar. Baumaßnahmen                7 66,7 53,7 69,0 73,7 73,7

        Investitionsförderung 83 - 89 1,0 12,6 11,4 13,5 15,6

21   Allgemeine 

Finanzverwaltung

 Investitionen zusammen 7, 8 106,5 109,8 100,9 104,3 106,3

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 0,9 5,1 1,7 0,9 0,9

      'dar. Baumaßnahmen                7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

        Investitionsförderung 83 - 89 105,6 104,7 99,2 103,4 105,4

Einzelpläne insgesamt
 Investitionen zusammen 7, 8 450,7 423,9 439,7 465,5 461,1

  dav. Sachinvestitionen 7, 81, 82 99,6 92,8 107,4 102,8 98,1

      'dar. Baumaßnahmen                7 67,3 55,6 70,9 75,5 75,6

        Investitionsförderung 83 - 89 351,1 331,2 332,3 362,7 363,1

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.



Gruppierung der Ausgaben und Einnahmen nach Arten Anhang 7

Gruppie-

rungs-

Nummer 2020 2021 2022 2023 2024

A. Einnahmen

1 Einnahmen der laufenden Rechnung 4.215 4.779 4.877 4.801 4.904

11    Steuern 2.964 3.319 3.432 3.512 3.615

12    Steuerähnliche Abgaben 09 16 17 17 17 17

13    Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 12 11 12 12 12 12

14    Zinseinnahmen 15,16 0 0 1 0 0

141       vom öffentlichen Bereich 15 0 0 0 0 0

1411         Bund 151 0 0 0 0 0

1412         Länder 152 0 0 0 0 0

1413         Gemeinden und Gemeindeverbände 153 0 0 0 0 0

1414         Zweckverbände 157 0 0 0 0 0

1415         Sonstige 154,156 0 0 0 0 0

142         von anderen Bereichen 16 0 0 1 0 0

15    Lfd. Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Schuldendiensthilfen) 1.152 1.356 1.339 1.185 1.184

151      vom öffentlichen Bereich 1.115 1.312 1.294 1.151 1.157

1511         Bund 211, 231 964 1.094 1.104 1.115 1.131

1512         Länderfinanzausgleich 212 0 0 0 0 0

1513         Sonstige von Ländern 232 6 6 6 6 6

1514        Gemeinden und Gemeindeverbände 213,233 2 3 3 2 2

1515         Zweckverbände 217,237 1 0 0 0 0

1516         Sozialversicherungsträger 216,235,236 1 1 1 1 1

1517         Sonstige 214,234 141 207 179 26 16

152      von anderen Bereichen 112,27,28 38 45 45 34 27

16    Schuldendiensthilfen und Erstattungen von Verwaltungsausgaben 7 7 7 7 7

161       Schuldendiensthilfen vom öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0

1511         Bund 221 0 0 0 0 0

1512         Länder 222 0 0 0 0 0

1513         Sonstige 223-227 0 0 0 0 0

162      von anderen Bereichen 26 7 7 7 7 7

17    Sonstige Einnahmen aus laufender Rechnung 65 68 68 68 68

171         Gebühren, sonstige Entgelte 111 50 52 52 52 52

172         Sonstige Einnahmen 119 15 17 17 17 17

2 Einnahmen der Kapitalrechnung 73 83 76 60 55

21     Veräußerung von Sachvermögen 131,132 1 1 1 1 1

22    Vermögensübertragungen 68 78 72 57 51

221        Zuweisungen für Investitionen vom öffentlichen Bereich 33 42 41 42 43 42

2211           Bund 331 31 37 36 36 36

2212           Länder 332 0 0 0 0 0

2213           Gemeinden und Gemeindeverbände 333 8 4 6 6 6

2214           Sozialversicherungsträger 336 0 0 0 0 0

2215           Sonstige 334,337 3 0 0 0 0

222       Zuschüsse für Investitionen von anderen Bereichen 34 27 37 31 13 9

223       Sonstige Vermögensübertragungen 29 0 0 0 0 0

2231           Bund 291 0 0 0 0 0

2232           Länder 292 0 0 0 0 0

2233           Gemeinden und Gemeindeverbände 293 0 0 0 0 0

2234           von anderen Bereichen 297-299 0 0 0 0 0

23    Darlehensrückflüsse 3 3 3 2 2

231       vom öffentlichen Bereich 17 0 0 0 0 0

2311           Bund 171 0 0 0 0 0

2312           Länder 172 0 0 0 0 0

2313           Gemeinden und Gemeindeverbände 173 0 0 0 0 0

2314           Zweckverbände 177 0 0 0 0 0

2315           Sonstige 174,176 0 0 0 0 0

232      von anderen Bereichen 3 3 3 2 2

2321           Sonstige im Inland 141,181,182 3 3 3 2 2

2322          Ausland 146,186 0 0 0 0 0

24    Veräußerung von Beteiligungen und dergleichen 133,134 1 1 1 1 1

25    Schuldenaufnahme beim öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0

Ausgabe- bzw. Einnahmeart

in Mio €

FinanzplanReg.Entwurf
HHPlan 

(inkl. 

Nachtrag)



Gruppierung der Ausgaben und Einnahmen nach Arten Anhang 7

Gruppie-

rungs-

Nummer 2020 2021 2022 2023 2024

Ausgabe- bzw. Einnahmeart

in Mio €

FinanzplanReg.Entwurf
HHPlan 

(inkl. 

Nachtrag)

251           Bund 311 0 0 0 0 0

252           Länder 312 0 0 0 0 0

253           Gemeinden und Gemeindeverbände 313 0 0 0 0 0

254           Sonstige 314,317 0 0 0 0 0

3 Globale Mehr-/Mindereinnahmen (soweit nicht aufgeteilt) 37 -97 -75 -67 -91 -116

4 Bereinigte Gesamteinnahmen 4.191 4.787 4.886 4.770 4.843

5 Besondere Finanzierungsvorgänge 506 111 110 35 0

51    Schuldenaufnahme am Kreditmarkt 32 506 85 62 35 0

52    Entnahme aus Rücklagen 35 0 26 48 0 0

53    Überschüsse aus Vorjahren 36 0 0 0 0 0

6 Zu- und Absetzungen 1 1 5 8 8

61 ./. Schätzung für Leertitel 0 0 0 0 0

62 ./. Sonderhaushalte 0 0 0 0 0

63 ./. Bruttostellung 0 0 0 0 0

64 + Nettostellung (Verrechnungen u. ä.) 38 1 1 5 8 8

7 Gesamteinnahmen lt. Haushaltsplan 4.794 4.974 5.067 4.904 4.966

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.



Gruppierung der Ausgaben und Einnahmen nach Arten Anhang 7

Gruppie-

rungs-

Nummer 2020 2021 2022 2023 2024

B. Ausgaben

1 Ausgaben der laufenden Rechnung 4.232 4.358 4.359 4.562 4.647

11    Personalausgaben 4 1.681 1.802 1.846 1.892 1.932

12    Laufender Sachaufwand 250 291 294 297 298

121       Sächliche Verwaltungsaufgaben 51-54 170 189 190 194 195

122       Erstattungen an andere Bereiche 67 40 46 49 50 53

123       Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke 686 39 55 55 52 51

13    Zinsausgaben 365 308 307 280 280

131       an öffentlichen Bereich 10 10 10 10 10

1311         Bund 561 0 0 0 0 0

1312         Sondervermögen 564 10 10 10 10 10

1313         sonstigen öffentlichen Bereich 562,563,567 0 0 0 0 0

132      an andere Bereiche 355 298 297 270 270

1321         für Ausgleichsforderungen            573 - - - - -
1322         für Kreditmarktmittel 571,575, 576 355 298 297 270 270

1323         für Sozialversicherungsträger 572 0 0 0 0 0

14    Lfd. Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Schuldendiensthilfen) 1.936 1.957 1.912 2.094 2.138

141       an öffentlichen Bereich 989 850 770 903 927

1411         Bund 611, 631 1 1 1 1 1

1412         Länderfinanzausgleich 612 0 0 0 0 0

1413         Sonstige an Länder 632 13 12 12 14 14

1414         Allg. Finanzzuweisungen an Gemeinden 613 621 577 506 630 648

1415         Sonstige an Gemeinden und Gemeindeverbände 633 252 244 239 252 258

1416         Sondervermögen 614, 634 97 9 4 0 0

1417         Zweckverbände 617, 637 5 7 7 7 7

1418         Sozialversicherungsträger 616, 636 0 0 0 0 0

142      an andere Bereiche 947 1.107 1.142 1.191 1.210

1421          Sonstige an Unternehmen und öffentl. Einrichtungen 682,683,685 767 897 921 960 974

1422          Renten, Unterstützungen 681 15 29 35 38 38

1423          Soziale und ähnliche Einrichtungen 684 166 180 186 193 198

1424          Ausland 687,688 0 1 0 0 0

15    Schuldendiensthilfen 1 1 0 0 0

151       an öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0

1511         Länder 622 0 0 0 0 0

1512         Gemeinden und Gemeindeverbände 623 0 0 0 0 0

1513         Sonstige 621,624,626,627 0 0 0 0 0

152      an andere Bereiche 1 1 0 0 0

1521          Unternehmen und öffentliche Einrichtungen 661,662,664 1 1 0 0 0

1522          Sonstige im Inland 663 0 0 0 0 0

1523          Ausland 666 0 0 0 0 0

2 Ausgaben der Kapitalrechnung 476 448 463 487 483

21     Sachinvestitionen 99 92 107 102 98

211         Baumaßnahmen                7 67 56 71 76 76

212         Erwerb von beweglichen Sachen 82 5 9 5 4 4

213         Erwerb von unbeweglichen Sachen 81 27 28 31 22 18

22    Vermögensübertragungen 303 280 280 314 313

221        Zuweisungen für Investitionen an öffentlichen Bereich 124 135 130 141 142

2211           Länder 882 0 0 0 0 0

2212           Gemeinden und Gemeindeverbände 883 118 112 106 118 118

2213           Zweckverbände 887 2 2 2 2 2

2214           Sonstige 881,884,886 4 22 22 22 22

222       Zuschüsse für Investitionen an andere Bereiche 89 173 140 147 171 169

223       Sonstige Vermögensübertragungen an 6 5 4 3 2

2231           Bund 691 0 0 0 0 0

2232           Länder 692 0 0 0 0 0

2233           Gemeinden und Gemeindeverbände 693 0 0 0 0 0

2234           andere Bereiche 697-699 6 5 4 3 2

23    Darlehen 2 2 2 2 2

231       an öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0

2311           Bund 851 0 0 0 0 0

2312           Länder 852 0 0 0 0 0

2313           Gemeinden und Gemeindeverbände 853 0 0 0 0 0

2314           Zweckverbände 857 0 0 0 0 0

2315           Sonstige 854,856 0 0 0 0 0

232      an andere Bereiche 2 2 2 2 2

Ausgabe- bzw. Einnahmeart

in Mio €

HHPlan 

(inkl. 

Nachtrag)

Reg.Entwurf Finanzplan



Gruppierung der Ausgaben und Einnahmen nach Arten Anhang 7

Gruppie-

rungs-

Nummer 2020 2021 2022 2023 2024

Ausgabe- bzw. Einnahmeart

in Mio €

HHPlan 

(inkl. 

Nachtrag)

Reg.Entwurf Finanzplan

2321           Sonstige im Inland 861-863,87 2 2 2 2 2

2322          Ausland 866 0 0 0 0 0

24    Erwerb von Beteiligungen u.ä. 83 52 54 54 49 50

25    Schuldentilgung an öffentlichen Bereich 20 20 20 20 20

251           Bund 581 0 0 0 0 0

252          Sondervermögen 584 20 20 20 20 20

253           Sonstige 582,583,587 0 0 0 0 0

3 Globale Mehr-/Minderausgaben (soweit nicht aufgeteilt) 97 63 86 162 -235 -252

31 Globale Mehrausgaben 971 101 107 187 51 46

32 Globale Minderausgaben 972 -38 -21 -25 -286 -299

4 Bereinigte Gesamtausgaben 4.771 4.892 4.983 4.815 4.878

5 Besondere Finanzierungsvorgänge 22 81 81 81 81

51    Tilgungsausgaben an Kreditmarkt 0 80 80 80 80

511           Kreditmarktmittel 595 0 80 80 80 80

512          Ausgleichsforderungen 593 - - - - -

513          Kreditmarktmittel 592 0 0 0 0 0

514          Kreditmarktmittel 591,596 0 0 0 0 0

52    Zuführungen an Rücklagen 91 22 1 1 1 1

53    Deckung von Vorjahresfehlbeträgen 96 0 0 0 0 0

6 Zu- und Absetzungen 0 0 4 8 8

61 ./. Schätzung für Leertitel - - - - -

62 ./. Sonderhaushalte - - - - -

63 ./. Bruttostellung - - - - -

64 + Nettostellung (Verrechnungen u. ä.) 98 0 0 4 8 8

7 Gesamtausgaben lt. Haushaltsplan 4.793 4.973 5.068 4.903 4.966

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.


